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Abstract

D
er vorliegende Ergebnisbericht der Fach-
stelle Liberi gibt erstmals einen Überblick 
und diskutiert die Einschätzungen und Fall- 

erfahrungen von Beratenden aus dem Bereich re-
ligiös begründeter Extremismus zum speziellen 
Themenfeld „Kinder und Jugendliche in islamis-
tisch und salafistisch geprägten Familien“. Über 
zwei Jahre (2019/2020) wurden durch die Fach-
stelle Liberi qualitative Interviews mit Beraten-
den des Beratungs-Netzwerks „Radikalisierung“ 
des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) geführt, strukturiert ausgewertet und die 
Kernergebnisse in Form des vorliegenden Berichts 
aufbereitet. Die Interviews sowie die Auswertung 
wurden aus der arbeitenden Praxis heraus konzi-
piert, geführt und dokumentiert.

Der Bericht gliedert sich in folgende Teile: Einlei-
tend wird die Fachstelle Liberi mit ihren jeweiligen 
Arbeitsschwerpunkten vorgestellt (Kapitel 1). An-
schließend wird in kurzer Form das Anliegen der 
Erhebung, der Vorgang der Erhebung sowie die 
Auswertung erläutert (Kapitel 2). Anknüpfend liegt 
der Fokus auf den Ergebnissen, den konkreten 
Einschätzungen und Fallerfahrungen der Beraten-
den (Kapitel 3). In den Unterkapiteln werden die 
grundsätzlichen Rahmenerkenntnisse zu Faller-
fahrungen im Themenfeld dargelegt (Kapitel 3.1). 
Es wird diskutiert, anhand welcher Kriterien die Be-
ratenden eine islamistische oder salafistische Prä-
gung verorten (Kapitel 3.2), sowie auf die zentralen 

Ziele und Handlungsstrategien innerhalb der Fall-
bearbeitung eingegangen (Kapitel 3.3). Ein be-
sonderer Blick wird auf die Situation und die Arbeit 
mit betroffenen Minderjährigen gerichtet, die sich in 
islamistisch und salafistisch geprägten Familien-
kontexten befinden (Kapitel 3.4 sowie 3.5), und 
auf die Zusammenarbeit im Netzwerk im Kontext 
solcher Fallkonstellationen eingegangen (Kapitel 
3.6). Abschließend werden zentrale Herausfor-
derungen im Kontext dieser Fallkonstellationen 
und der Fallarbeit geschildert (Kapitel 3.7) sowie 
eine erste Prognose der Beratenden gewagt, wie 
sich das Phänomen und die Fallanliegen künftig 
entwickeln könnten (Kapitel 3.8). Das Fazit bün-
delt die Wünsche und Bedarfe im Kontext dieser 
speziellen Fallarbeit, die sich aus den Schilde-
rungen der Beratenden ergeben (Kapitel 4).
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1 Die Fachstelle Liberi
Die Fachstelle Liberi wird seit 2019 von der Tür-
kischen Gemeinde in Schleswig-Hostein e.V. 
(TGS-H) umgesetzt. Die TGS-H, die 1995 ge-
gründet wurde, ist eine landesweit organisierte 
Migrant*innenselbstorganisation, die sich für die 
gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Mig-
rationshintergrund einsetzt. Neben ihrer Funktion, 
Ansprechpartnerin für Fragen der Partizipation, 
(Anti-)Rassismusarbeit und des gesellschaftlichen 
Zusammenhalts zu sein, setzt die TGS-H seit 1998 
vor allem unterschiedliche Projekte um. Hierzu ge-
hört unter anderem auch die Fachstelle Liberi, die 
Ansprechpartnerin für Fachkräfte der Kinder- und 
Jugendhilfe zum Themenfeld Aufwachsen in isla-
mistisch und salafistisch geprägten Familien ist. 

Die salafistische Bewegung in Deutschland ver-
zeichnet seit Jahren stetigen Zuwachs. Damit ent-
stehen zunehmend mehr salafistisch geprägte 
Familiensysteme, nach deren Idealvorstellung der 
Ideologie gemäß oft mit mehreren Kindern. Neben 
der klassischen Deradikalisierungs- oder Distanzie-
rungsarbeit im Phänomenfeld stellen islamistisch 
und salafistisch geprägte Familien Beratungs-, 
Jugend- und Schulsozialarbeit vor neue Heraus-
forderungen. So ist eine Zusammenarbeit mit den 
betroffenen Eltern oft besonders erschwert, da die 
Familien überwiegend in geschlossenen Familien-
systemen leben. Hinzu kommt in Teilen eine ver-
änderte Akteurkonstellation auf die Fach- und Be-
ratungsstellen zu. So sind beispielsweise KiTa und 
Grundschule neue relevante Akteur*innen, die mit 
dem Thema in Berührung kommen. 

Gerade mit Blick auf die Kinder bestehen Unsi-
cherheiten gegenüber spezifischen Sozialisations-
bedingungen, aber auch zum (teilweise juristisch 
geprägten) Spannungsfeld zwischen Religionsfrei-
heit, Elternautonomie und Kindeswohlgefährdung. 
Der Grad der Isolation, aber auch andere mögliche 
psychosozialen Folgen für Kinder, die mit extremen 
Formen einer islamistischen oder salafistischen 
Ideologie aufwachsen, können bisher nur schwer 
eingeschätzt werden, denn systematische Erhebun-
gen gibt es bisher nicht. Als einerseits besonders 
gefährdete, andererseits aber auch öffentlich ext-
rem exponierte Gruppe sind zudem ehemals aus-
gereiste Familien, Frauen und Kinder zu betrachten, 
die aus den Kriegsgebieten des sogenannten Is-

lamischen Staates (IS) nach Deutschland zurück-
kehren. Aufgrund dieser Konstellationen bedarf es 
einer verstärkten Vernetzung zwischen relevanten 
Akteur*innen und Fachkräften, u.a. aus den Be-
reichen der Beratungs- und Ausstiegshilfestellen, 
Schulen, Jugendämtern und Sicherheitsbehörden.

Die Fachstelle Liberi hat es sich deshalb zur Auf-
gabe gemacht zu untersuchen, welche Annahmen 
und Erfahrungen aus Wissenschaft und Praxis zur 
Situation der Kinder und zur Arbeit mit betroffenen 
Familien und Kindern bereits bestehen. Ziel ist es, 
vor allem Fachkräfte aus dem Kinder- und Jugend-
schutz, aus Schulen, der Schulsozialarbeit sowie 
Beratungsstellen zum Themenfeld zu unterstützen 
sowie u.a. mithilfe des Netzwerks der Beratungs-
stellen des Bundesamts für Migration und Flücht-
linge (BAMF) eine stärkere Vernetzung aller rele-
vanten Akteur*innen zu gewährleisten.

Bundesweite Untersuchung des Phänomens 
& Erstellung von Informationsmaterialien

Um einen besseren Überblick über mögliche Her-
ausforderungen und Bedarfe zu erlangen, führte die 
Fachstelle Liberi 2019 eine bundesweite Untersu-
chung zur Einschätzung der Situation von Kindern 
in islamistisch und salafistisch geprägten Familien 
im Kontext der Arbeit von Beratungs- und Aus-
stiegshilfestellen durch. Ziel war, aus den Erkennt-
nissen heraus eine Übersicht über Einschätzungen 
und Fallkonstellationen und sich daraus ableiten-
de Handlungsempfehlungen für Beratungsstellen, 
Schulen sowie für die Kinder- und Jugendarbeit zu 
entwickeln und bereitzustellen. Der hier vorliegende 
Ergebnisbericht bündelt die Erkenntnisse aus den 
Interviews und stellt sie allen relevanten Akteur*in-
nen sowie der Öffentlichkeit zur Verfügung.

Konzepte zur Resilienzförderung

Um möglichst praktisch unterstützen zu können, 
wurden zusätzlich Konzepte zur Resilienzförde-
rung im Grundschulbereich zusammen- und be-
reitgestellt. Diese berücksichtigen dabei sowohl 
mögliche Risiko- als auch Schutzfaktoren für die 
betroffenen Kinder. Von Gruppen- und Einzelan-
geboten zur Stärkung der Kinder profitieren nicht 
nur betroffene Kinder, sondern alle teilnehmenden 
Kinder – vor allem im Bereich Schule. So wirkt das 
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Konzept integrativ, da es einer Stigmatisierung und 
Ausgrenzung der betroffenen Kinder entgegen-
wirkt.

Fachberatung und InsoFa-Beratung

Ebenso können sich Fachkräfte der Kinder- und 
Jugendhilfe an die Fachstelle Liberi wenden, wenn 
sie Unterstützung in Form von Beratung wünschen. 
Im Kontext von fallbezogenen Beratungsanfragen 
unterstützen die Mitarbeiter*innen mit ihrer spezi-
fischen Expertise dabei, weitere Handlungsmög-
lichkeiten zu erarbeiten. Insbesondere bei der Ein-
schätzung des Gefährdungsrisikos bei Verdacht 
auf Kindeswohlgefährdung bietet die Fachstelle 
zudem Beratung durch eine Kinderschutzfachkraft 
(Insoweit erfahrene Fachkraft, InsoFa) nach § 8a 
SGB VIII an.

Vernetzung relevanter Akteur*innen

Übergeordnetes Ziel ist es, die Netzwerkarbeit 
zwischen allen beteiligten Akteur*innen zum The-
ma Kinder in islamistisch und salafistisch gepräg-
ten Familien und der Arbeit mit diesen zu stärken. 
Bundesweite Netzwerktreffen werden durch die 
Fachstelle organisiert und durchgeführt sowie be-
stehende Angebote bekannt gemacht.

2 Interviews mit  
Beratenden: Anliegen,  
Erhebung & Auswertung
Der Frage nach speziellen Herausforderungen, die 
sich für Kinder in islamistisch und salafistisch ge-
prägten Umfeldern ergeben können, stellten sich in 
den vergangenen Jahren zunehmend mehr Fach-
kräfte aus Bereichen der Kinder- und Jugendhilfe 
(vgl. hierzu u.a. Fritzsche/Puneßen 2017; Taubert 
2017; Gollan et al. 2018; Meilicke/Becker 2019), der 
Wissenschaft (vgl. hierzu u.a. Schermaier-Stöckl et 
al. 2018), aber auch aus den Reihen der Sicher-
heitsbehörden (vgl. hierzu u.a. Verfassungsschutz 

Baden-Württemberg 2018; Ziolkowski 2018). Einen 
besonderen Fokus bildeten die Herausforderungen 
innerhalb der Bedingungen des Aufwachsens, die 
Rückkehrer*innen aus den Gebieten des soge-
nannten IS und deren Kinder mitbringen (vgl. hierzu 
u.a. Dantschke et al. 2017; Sischka et al. 2020). Zu-
sätzlich zu Fragen nach möglicherweise idealtypi-
schen Sozialisationsbedingungen, denen sich auch 
die Arbeitsgruppe „Sozialisationsbedingungen“ im 
Rahmen des Nordverbundes1 der Beratungsstel-
len 2017 bis 2019 intensiv widmete, sind vor allem 
die Zugangsschneisen und die Bedingungen einer 
erfolgreichen Arbeit innerhalb dieses Themenfelds 
von großem praktischen Interesse. 

Ergeben sich besondere Herausforderungen in-
nerhalb solcher spezifischer Fallkonstellationen, in 
denen Kinder und Jugendliche involviert sind, die in 
islamistisch oder salafistisch geprägten Kontexten 
aufwachsen? Wie wird mit diesen umgegangen? 
Inwiefern ergeben sich neue Netzwerkpartner*in-
nen und wie wird die Zusammenarbeit bewertet? 
Welche Wünsche zur Unterstützung existieren bei 
den Beratungsstellen? Diese und weitere Fragen 
nahm die Fachstelle Liberi 2019 auf und ging mit 
insgesamt 16 Berater*innen unterschiedlicher Be-
ratungsstellen des Netzwerks der Beratungsstellen 
des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) in qualitative Interviews. Kernthema der 
Interviews sind die Einschätzungen und Faller-
fahrungen der Berater*innen zu Fällen, in denen 
Minderjährige involviert waren oder sind, die in is-
lamistisch oder salafistisch geprägten Kontexten 
aufwachsen. 

„Betroffene Minderjährige“

Gemeint sind damit Personen unter 18 
Jahren, die durch mindestens eine Be-
zugsperson im familiären Nah- und Um-
feld in einer durch die Beratenden ein-
geschätzten relevanten Form ideologisch 
beeinflusst wurden.

1 + 2

1 Die Arbeitsgemeinschaft „Sozialisationsbedingungen“ wurde auf Initiative des Nordverbundes gegründet und setzt sich aus 
den folgenden Fach- und Beratungsstellen zusammen: JuS/Arbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugendschutz e.V. (Hamburg), 
Kitab/Vaja e.V. (Bremen), Legato/Vereinigung Pestalozzi & AMA e.V. (Hamburg), PROvention und Fachstelle Liberi/TGS-H 
(Kiel) und SelbstSicherSein/Basis und Woge (Hamburg). 2017-2019 arbeitete die AG mithilfe unterschiedlicher Materialien 
(u.a. Fachtexte, Online-Videos) sowie eigener Fallerfahrungen idealtypische Sozialisationsbedingungen innerhalb religiös-
weltanschaulich-geschlossener Systeme heraus. Dabei unternahm sie auch einen Abgleich zu wesensverwandten Phäno-
menfeldern wie dem Aufwachsen in sogenannten Sekten und Kulten oder dem Rechtsextremismus vor.
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Insgesamt wurden 9 Interviews durchgeführt und 
über 18 Stunden Material zusammengetragen. Die 
interviewten Berater*innen bringen dabei unter-
schiedliche fachliche Hintergründe mit, u.a. So-
ziale Arbeit, Sozialpädagogik, Islamwissenschaft, 
Sozialwissenschaft (Soziologie, Politik), Religions-
wissenschaft, Arabistik und Psychologie. Diese In-
terdisziplinarität ermöglicht einen breiten und viel-
fältigen Blick auf die Arbeit und die Erfahrungen 
der Berater*innen. Alle Interviews wurden Face-
to-Face und anhand eines halboffenen Leitfragebo-
gens geführt. Eingegangen wurde sowohl auf über-
geordnete Einschätzungen und Erfahrungen zum 
Themenfeld wie auch auf konkrete Fallerfahrungen. 

Alle Angaben und Erläuterungen erfolgten vollstän-
dig anonymisiert, sodass weder in den Interviews 
noch im hier vorliegenden Bericht Rückschlüsse auf 
konkrete Einzelfälle gezogen werden können. Erho-
ben wurde die geschätzte Anzahl an Fallerfahrun-
gen, anschließend haben die Interviewten anhand 
von beispielhaften Fallerfahrungen jeweils den Rah-
men dieser Beratungsfälle geschildert: Wie kam der 
Fall an die Beratungsstelle, wer waren die Beratungs-
nehmer*innen und fallrelevanten Personen, was war 
der Anlass der Beratung und welches die konkreten 
Ziele und Handlungsstrategien? Außerdem wurde 
die Frage des Zugangs zu Indexfamilienmitgliedern 
selbst thematisiert sowie, inwiefern die Berater*innen 
in den entsprechenden Fällen von einer islamistisch 
oder salafistischen Prägung entsprechenden Erzie-
hung ausgehen und woran sie diese festmachen. 

„Indexperson“

Eine Indexperson meint diejenige Person, 
die (mutmaßlich) von Radikalisierung 
selbst betroffen ist.

Einen weiteren Abschnitt bildete die genauere Veror-
tung der Situation und der Sozialisationsbedingungen 
für die betroffenen Minderjährigen, die die Berater*in-
nen hinsichtlich möglicher Auffälligkeiten, aber auch 
hinsichtlich vorhandener Ressourcen einschätzen. 
Daran anschließend wurde außerdem abgefragt, 
welche weiteren Akteur*innen und Fachkräfte inner-
halb des Falls relevant waren und wie die Zusam-
menarbeit hinsichtlich der Einschätzungen, Maßnah-
men und Beratungsziele bewertet wurde. Die Fälle, 

in denen es um zurückgekehrte Familienmitglieder 
ging, wurden innerhalb der Interviews gesondert 
thematisiert und reflektiert. Den Abschluss des Inter-
views bildete die Einschätzung ggf. vorhandener be-
sonderer Herausforderungen in den einzelnen Fällen 
sowie eine Einschätzung der Berater*innen hinsicht-
lich der Zukunftsprognose (Phänomen- und Fallpro-
gnose). Außerdem wurden vorhandene Bedarfe der 
Beratungsstellen hinsichtlich der besonderen The-
matik bzw. einzelner Themenschwerpunkte erhoben. 

Die Auswertung der Interviews erfolgte im Jahr 2020 
innerhalb eines reflektierenden Teams von drei Mit-
arbeiterinnen der Fachstelle Liberi. Die auf Tonband 
aufgenommenen Interviews und/oder die ent-
sprechenden schriftlichen Protokolle wurden anhand 
einer festgelegten Matrix ausgewertet. Diese wurde 
in Anlehnung an den halboffenen Leitfragebogen er-
stellt und enthielt entsprechend unterschiedliche Rei-
ter zu Schwerpunkten und zugehörigen Aussagen 
innerhalb des Interviews. Auf diese Weise lösten sich 
Einschätzungen und Schilderungen zu Fallerfahrun-
gen von Beratungsstellen und Personen und konnten 
vergleichend zusammengefasst werden. In einem 
Evaluationsworkshop mit den interviewten Personen 
wurden die Kernergebnisse vorgestellt und diskutiert. 
Rückmeldungen wurden eingeholt sowie Korrektur-
vorschläge, Ergänzungen und Schwerpunktsetzun-
gen aufgenommen. Resultat dieses Gesamtprozes-
ses der Auswertung stellen die in Kapitel 3 ausführlich 
dargelegten Ergebnisse dar. Zur Verdeutlichung un-
terschiedlicher Einschätzungen und Positionen wer-
den in der Folge einzelne anonymisierte Zitate der 
Berater*innen in Auszügen herangezogen.

„Islamistisch und salafistisch  
geprägte Familien“

Die Fachstelle Liberi verwendet diese Be-
zeichnung einerseits, um auf das spezi-
fische Themenfeld und Klientel der Fach-, 
Beratungs- und Ausstiegshilfestellen 
zu verweisen. Gleichzeitig markiert die 
Prägung, dass die Familien und Perso-
nen ganzheitlich betrachtet werden. Die 
spezifische Prägung ist zwar ausschlag-
gebend, reiht sich jedoch stets in eine 
ganzheitliche Betrachtung von Familien, 
Systemen, Personen und individuellen 
Kontextbedingungen ein.

2
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3 Ergebnisse: Einschätzungen 
und Fallerfahrungen  
der Berater*innen
In der Folge werden die Einschätzungen und Fal-
lerfahrungen der interviewten Berater*innen zu-
sammengefasst dargelegt. Die Darstellung der Er-
gebnisse vermittelt einen ersten Eindruck darüber, 
wie sich das Themenfeld „Kinder und Jugendliche 
in islamistisch und salafistisch geprägten Familien“ 
in der (Beratungs-)Praxis darstellt. 

Dabei werden sowohl besondere Herausforde-
rungen als auch auf wertvolle Ressourcen in der 
direkten und indirekten Arbeit mit den betroffenen 
Familien erstmals gebündelt dargestellt. Die vorlie-
genden Ergebnisse stellen einen zeitlichen und per-
sonengebundenen Auszug an Fallerfahrungen und 
Einschätzungen dar und erheben keinen Anspruch 
auf bundesweite Vollständigkeit.

3.1 Fallerfahrungen

Insgesamt wurde festgestellt, dass alle interviewten 
Beratenden und Beratungsstellen bereits theoretisch 
und praktisch mit dem Themenfeld „Kinder und Ju-
gendliche in islamistisch und salafistisch geprägten 
Familien“ vertraut sind – sei es über die Teilnahme 
an oder die Umsetzung eigener erster Fachveran-
staltungen zum Themenfeld oder die Literatur. 

Darüber hinaus hat auch jede interviewte Bera-
tungsstelle bereits Fallerfahrungen gemacht, in 
denen Kinder und Jugendliche eine besondere Rol-
le spielen, die in einem islamistisch oder salafistisch 
geprägten familiären System aufwachsen. 

Falleingänge nach Häufigkeit:

1.   Getrennte oder sich im Trennungs- 
      prozess befindende Elternteile &  
      Großeltern 
2.   Grundschulen 
3.   KiTa, Justizkontext & weitere  
      Angehörige 
4.   Sicherheitsbehörden, Frauenschutz- 
      häuser & andere Beratungsstellen 
      (Weiterleitung)

Die Anzahl der geschätzten Fälle in den Bera-
tungsstellen bewegt sich zwischen 2 und 20, 
davon liegt ein Bruchteil in der Vergangenheit, die 
deutliche Mehrheit der Fälle ist aktuell. Insgesamt 
wird von einer Anzahl von Fällen ausgegangen, 
die im hohen zweistelligen Bereich liegt. Auf ins-
gesamt ca. 30 Fälle wurde in den Interviews bei-
spielhaft detaillierter eingegangen – diese bilden 
die maßgebliche Grundlage für die nachfolgenden 
Ausführungen und zeigen beispielhaft einen ersten 
Aufschlag zu Annahmen und Trends innerhalb die-
ser Fälle.

Die Anzahl der Fälle wird von Seiten der interview-
ten Personen geschätzt und macht bisher lediglich 
einen Bruchteil der Gesamtfälle der Beratungsstel-
len aus. Von den beispielhaft geschilderten Fällen 
liegt die Anzahl der Fälle von Rückkehrerinnen 
mit Kindern, die sich überwiegend bereits wieder 
in Deutschland befinden, insgesamt im niedrigen 
zweistelligen Bereich (ausschließlich Frauen) 
und macht damit ungefähr die Hälfte aller ge-
schilderten Fälle aus.

3.1.1 Falleingang

Die Fälle, in denen Minderjährige involviert waren, 
die durch mindestens eine (erwachsene) Bezugs-
person im familiären Nah- und Umfeld ideologisch 
geprägt oder beeinflusst wurden, wurden am häu-
figsten durch getrennte oder sich im Trennungs-
prozess befindende Elternteile an die Beratungs-
stellen herangetragen. Hier wendeten sich sowohl 
Männer, jedoch doppelt so häufig Frauen an die Be-
ratungsstellen, die von ihrem (Ehe-)Partner bzw. ih-
rer (Ehe-)Partnerin getrennt oder in Trennung sind. 

Trennungsgrund ist in diesen Fällen u.a. der Um-
stand, dass die jeweiligen (Ehe-)Partner*innen sich 
in Radikalisierungsprozessen befinden bzw. die 
(Ehe-)Partner*innen, die sich an die Beratungs-
stellen wenden, sich im Gegensatz zum*zur (Ehe-)
Partner*in von einer radikalen Ideologie oder einer 
rigoros-religiösen Erziehungsweise distanzieren. 
Durch die Radikalisierung oder die nicht eintreten-
de Distanzierung eines Elternteils wird durch den 
anderen Elternteil u.a. eine durch den*die (Ehe-)
Partner*in ausgelöste Bedrohung für sich und/oder 
für die gesunde Entwicklung der betroffenen Min-
derjährigen befürchtet.

3 +  3.1 + 3.1.1
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Nahezu ebenso häufig wendeten sich die Groß-
eltern oder ein Großelternteil der involvierten Min-
derjährigen an die Beratungsstellen, deren eigene 
Söhne bzw. Töchter von Radikalisierung betroffen 
sind. Etwa halb so häufig wie (getrennte) Eltern-
teile oder Großeltern(teile) ging eine Anfrage von 
Grundschulen bei den Beratungsstellen ein, in der 
Regel durch die Direktion und/oder eine Lehrkraft, 
die sich meldete, weil ein oder mehrere Kinder 
bzw. Jugendliche durch bestimmte Verhaltenswei-
sen auffällig geworden waren und/oder sie wuss-
ten, dass es sich um Kinder von Rückkehrer*innen 
handelte. Weniger häufig meldeten sich außerdem 
Leitungen oder einzelne Erzieher*innen aus KiTa, 
Angestellte aus dem Justizbereich oder weitere 
Angehörige (z.B. Onkel oder Tanten der betrof-
fenen Kinder oder Jugendlichen) bei den Bera-
tungsstellen. In Einzelfällen wurden Beratungsfälle 
außerdem durch Sicherheitsbehörden, Frauen-
schutzhäuser oder andere Beratungsstellen 
(z.B. bei Umzug von Beratungsnehmer*innen in 
ein anderes Bundesland) an die Beratungsstellen 
herangetragen. 

Beratungsnehmer*innen nach  
Häufigkeit:

1.   Frauen bzw. Mütter mit Kindern 
      (v.a. Rückkehrerinnen mit  
      Kindern) & Großeltern 
2.   Betroffene Kinder und Jugendliche 
      selbst & Fachkräfte aus dem Schul- 
      kontext & KiTa 
3.   Männer bzw. Väter mit Kindern & 
      weitere Angehörige 
4.   Jugendamt, Jugendhilfe, Fachkräfte 
      aus dem Justizkontext, Fachkräfte 
      aus Frauenschutzhäusern, Anwält*in- 
      nen, Freund*innen der betroffenen 
      Kinder und Jugendlichen

3.1.2 Beratungsnehmer*innen

In einigen Fallkonstellationen erweiterte sich der 
Kreis der Klient*innen, indem z.B. über die Fach-
kräfte oder Angehörige, die eine Beratung in An-
spruch nahmen, auch ein Zugang zur (Index-)Fa-
milie und/oder zu den betroffenen Kindern selbst 
generiert werden konnte. Beratungsnehmer*in-

nen waren in den allermeisten Fällen Frauen 
bzw. Mütter mit Kindern im insgesamt niedri-
gen zweistelligen Bereich. 

Einige lebten in Trennung oder Scheidung zu 
einem radikalisierten (Ex-Ehe-)Mann und befan-
den sich selbst nicht in Radikalisierungsprozes-
sen, andere befanden sich im Distanzierungspro-
zess oder hatten sich bereits distanziert, während 
der Partner an radikalen Denk- und/oder Verhal-
tensweisen festhielt. Bei einigen weiteren durch-
lief der Partner Radikalisierungsprozesse, was 
zum Beratungsbedarf führte. Bei den Fällen der 
Frauen bzw. Mütter mit Kindern als Beratungs-
nehmer*innen handelt es sich in der Mehrheit 
(hoher einstelliger Bereich insgesamt) um Rück-
kehrerinnen mit Kindern. 

Ähnlich häufig waren Großeltern(teile) Bera-
tungsnehmer*innen. Der Beratungsanlass ist auch 
hier divers: zum Teil sind die Söhne oder Töchter 
ausgereist (zum Teil mit Kindern oder sie haben 
im Kriegsgebiet ein oder mehrere Kinder bekom-
men), zum Teil sind die Söhne oder Töchter aber 
auch bereits (mit Kindern) zurückgekehrt. 

Auch Großeltern(teile), deren Söhne oder Töch-
ter mit eigenen Kindern konstant in Deutschland 
zu verorten sind und die sich radikalisiert haben 
oder in Radikalisierungsprozessen befinden, 
wendeten sich hilfesuchend an Beratungsstellen. 

Im mittleren einstelligen Bereich liegt die Anzahl 
der Kinder oder Jugendlichen, die selbst Be-
ratungsnehmer*innen sind und Bezugspersonen 
(i.d.R. die Eltern) im familiären Nah- und Be-
zugssystem haben, die sich radikalisiert haben 
oder in Radikalisierungsprozessen befinden. Die 
betroffenen Kinder bzw. Jugendlichen, mit 
denen innerhalb der Beratung gearbeitet wurde, 
waren zwischen 10 und 17 Jahre alt. 

Eine ähnliche Anzahl (mittlerer einstelliger Be-
reich) ergibt sich durch Beratungsnehmer*innen 
aus dem Schulbereich (v.a. Direktion und Lehr-
kräfte), die sich aufgrund von auffällig geworde-
nen Kindern an die Beratungsstelle wendeten 
oder aber weil bekannt wurde, dass es sich um 
Kinder von Rückkehrer*innen handelte. Ebenso 
häufig wendeten sich Fachkräfte (u.a. Leitung 



11

3.1.2 + 3.1.3

und Erzieher*innen) aus dem Bereich KiTa an 
die Beratungsstellen, deren Anliegen hier ähnlich 
gelagert waren. 

Im niedrigen einstelligen Bereich liegt die Anzahl 
beratungssuchender Männer bzw. Väter. Die 
Hintergründe der Beratung variieren hier von ra-
dikalisierten oder sich radikalisierenden Müttern 
bis hin zu Distanzierungsprozessen der Väter bei 
gleichzeitigem Festhalten der Mutter an radika-
len Einstellungen. Ebenso häufig meldeten sich 
auch weitere Angehörige (u.a. Tanten oder On-
kel) der betroffenen Kinder bei den Beratungs-
stellen.

Lediglich in Einzelfällen waren Fachkräfte aus 
dem Kontext Jugendamt und Jugendhilfe, 
Justiz (JVA), aus dem Frauenschutzhaus, 
beteiligte Anwälte oder auch Kinder bzw. Ju-
gendliche, die mit den betroffenen Kindern 
befreundet waren, Beratungsnehmer*innen.

Insgesamt stammt die breite Mehrheit der Bera-
tungsnehmer*innen in den entsprechenden Fäl-
len aus dem familiären Umfeld der betroffenen 
Kinder. 

Kernergebnis: 

Etwa doppelt so viele Beratungsneh-
mer*innen stammen aus dem familiären 
Umfeld wie Beratungsnehmer*innen aus 
institutionellen Kontexten. 

Hierbei ist jedoch anzumerken, dass von einzel-
nen Berater*innen betont wurde, dass sich aus 
den Beratungen im familiären Umfeld eher län-
gerfristige Beratungskonstellationen erge-
ben, als dies in der Arbeit mit Fachkräften der 
Fall ist. Zudem trifft die allgemeine Tendenz nicht 
auf alle Beratungsstellen gleichermaßen zu. So 
gaben einzelne Beratungsstellen an, mehr Be-
ratungsnehmer*innen aus dem institutionellen 
Kontext zu haben (Fachkräfte) als aus dem fami-
liären Umfeld. 

3.1.3 Zugänge

Insgesamt beschrieben die Beratenden die 
Schwierigkeit, dass es nicht immer einfache und 
direkte Zugänge zu den Familien gebe. Gera-

de bei typischen Fällen, in denen Indexfamilien 
ideologiebedingt zur Isolation neigen oder institu-
tionellen Strukturen in Deutschland misstrauisch 
oder ablehnend gegenüberstehen, sei der Zu-
gang strukturell erschwert. 

Kernergebnis:

Insgesamt besteht eine deutliche Zu-
gangsschwierigkeit bei radikalisierten 
Elternpaaren.

Belegt wird diese Annahme durch das Ergebnis, 
dass in keinem der geschilderten Fälle ein Zu-
gang zur Indexfamilie möglich war, wenn beide 
Elternteile der Ideologie bzw. islamistischen oder 
salafistischen Szene zugewandt gewesen seien 
und zusammenlebten. Eine Ausnahme bilden hier 
die Fälle der Rückkehrerinnen, die jedoch in den 
meisten Fällen (räumlich) getrennt von ihren (Ex-
Ehe-)Männern und den Vätern der Kinder lebten, 
weil die Väter verstorben oder inhaftiert sind.

Jedoch konnte in etwa der Hälfte der Fälle auch 
ein Zugang zu den Indexpersonen bzw. den 
betroffenen Minderjährigen generiert und die-
se für mindestens ein Beratungsgespräch ge-
wonnen werden. In der Mehrheit der Fälle ergab 
sich ein längerfristiger Beratungsbedarf, bis hin 
zu mehreren Jahren. Die meisten Zugänge zur 
Indexfamilie selbst waren ebenfalls über das fa-
miliäre Umfeld möglich (Großeltern und weitere 
Verwandte), die für das Beratungsangebot war-
ben und zum Teil selbst Beratung in Anspruch 
nahmen. In einzelnen Fällen gelang es auch, den 
direkten Zugang oder Kontakt über Fachkräfte 
aus Institutionen zu erhalten (z.B. über Fachkräf-
te aus Justizvollzugsanstalten, die Schule oder 
die KiTa, zum Teil im Rahmen der Entwicklungs- 
bzw. Elterngespräche). In weiteren Einzelfällen 
warb das Jugendamt selbst für die Angebote 
der Beratungsstelle, in anderen Einzelfällen war 
die Beratung auch Bewährungsauflage. Der 
Kontakt zu den betroffenen Minderjährigen 
selbst gelang immer dann, wenn diese nicht 
(mehr) beim Index-Eltern(teil) lebten, also in 
Obhut von Verwandten lebten, bereits ausgezo-
gen und vom Elternhaus gelöst waren oder in 
stationären Einrichtungen oder einer Justizvoll-
zugsanstalt lebten. 
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3.2 Islamistische und salafistische Prägung

Als islamistisch oder salafistisch geprägte Index-
Bezugspersonen wurden von den Berater*innen 
am häufigsten beide Elternteile angegeben 
(niedriger zweistelliger Bereich). Ebenso häu-
fig wurden allein die Mütter als entsprechender 
Einfluss ausgemacht, was auch die Anzahl der 
Rückkehrerinnen-Fälle belegt (bei der Hälfte der 
geschilderten Fälle handelte es sich um Rück-
kehrerinnen, ausschließlich Frauen mit Kindern). 
Weniger häufig wurden allein die Väter, weite-
re Angehörige (v.a. Onkel, Tanten) sowie neue 
(Ehe-)Partner*innen (Stiefelternteile) als maß-
geblich bestimmender Einfluss angegeben. Hinzu 
kommen unterschiedliche Akteur*innen, die in der 
islamistischen/salafistischen Szene verortet 
werden können. In etwa der Hälfte der geschil-
derten Fälle wurde angegeben, dass ein (regel-
mäßiger) Kontakt der Kinder zu weiteren Ak-
teur*innen der islamistischen/salafistischen 
Szene bekannt sei oder stark vermutet werde. 
Dies sei vor allem in den Fällen der Rückkehre-
rinnen im Umfeld des sogenannten IS verortet, 
es habe jedoch ebenso Anbindungen der Kin-
der an sog. „Schwesterngruppen“ gegeben, die 
in Deutschland informelle Tagesbetreuungen der 
Kinder übernehmen würden. In etwa der Hälfte 
der geschilderten Fälle war den Berater*innen 
jedoch ein möglicher Kontakt der betroffenen 
Minderjährigen zur islamistischen/salafisti-
schen Szene unbekannt. Lediglich in wenigen 
Einzelfällen konnte ein entsprechender Kontakt 
ausgeschlossen werden. 

Innerhalb der Interviews wurde in den beispielhaft 
eruierten Fallerfahrungen stets auch thematisiert, 
inwiefern von einer islamistisch oder salafistisch 
geprägten Erziehung auszugehen sei und woran 
diese festgemacht werden könne. Durch die Be-
schreibungen der Interviewten konnten mehrere 
Orientierungspunkte ausgemacht werden, an-
hand derer die Berater*innen bewerteten, woran 
sie in den beschriebenen Fällen eine islamis-
tisch oder salafistisch geprägte Erziehung 
festmachten:

1.   Über das (Erziehungs-)Verhalten der 
      Eltern(teile)

2.   Über das Verhalten der betroffenen 
      Minderjährigen

3.   Über die Hintergrundgeschichte der  
      Familie (v.a. Ausreise in Kriegsgebiete  
      des sogenannten IS)

4.   Über Informationen zur Sicherheitsrelevanz 
      durch die entsprechenden Behörden

In nahezu allen Fällen beriefen sich die Bera-
ter*innen auf mehrere dieser Punkte und konnten 
über das Vorhandensein mehrerer Merkmale in 
Kombination ausführlich erläutern, woran sie Ten-
denzen einer islamistisch oder salafistisch ge-
prägten Erziehung ausmachten. Dabei ist diese 
kaum als etwas Ausschließliches begriffen wor-
den, d.h. es gab fast immer auch Merkmale inner-
halb des Erziehungsverhaltens, die nicht mit einer 
islamistischen oder salafistischen Ausrichtung in 
direkten Zusammenhang gebracht wurden – hier-
zu zählten sowohl entwicklungshinderliche als 
auch entwicklungsförderliche Verhaltensweisen 
(Ressourcen). 

3.2.1 Islamistisch oder salafistisch geprägtes 
(Erziehungs-)Verhalten der Eltern

Die Erläuterungen zum (Erziehungs-)Verhalten 
der Eltern selbst nahm, neben den Bezügen und 
Erläuterungen zum Verhalten und den Aussagen 
der betroffenen Minderjährigen, den größten An-
teil in der Beschreibung oder Verortung einer is-
lamistisch oder salafistisch geprägten Erziehung 
ein. Wenn das (Erziehungs-)Verhalten der Eltern 
in Hinblick auf eine islamistische oder salafisti-
sche Prägung beschrieben werden konnte, wur-
de auf eine Kombination aus Erscheinungsbild, 
Aussagen (Narrativen) sowie Verhalten zurück-
gegriffen. So berichteten die Berater*innen in 
Einzelfällen bspw. von (plötzlich aufgetretener) 
Vollverschleierungen der Mütter und in ein-
zelnen Fällen auch von Vollverschleierungen 
weiblicher (Klein-)Kinder (unter 5 Jahre alt), 
zum Teil im KiTa-Alter. Auch (plötzlich auftreten-
der) „klassisch salafistischer Kleidungsstil“ der 
Männer wurde in Einzelfällen erwähnt. Typische 
Aussagen der Beratungsnehmer*innen über das 
elterliche bzw. das eigene Verhalten wurden 
ebenfalls als ergänzende Verortung herangezo-
gen. Diese bezogen sich u.a. auf ein dualisti-
sches Welt- und Menschenbild sowie damit in 
Zusammenhang stehende spezifische Ge- und 
Verbote. Konflikte zwischen Elternteilen entstan-
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den meist dann, wenn ein Elternteil der Meinung 
war, der andere Elternteil lebe die Religion falsch 
und erziehe entsprechend auch die Kinder falsch. 
Das bedeutet konkret, dass die Kinder nicht mit 
anders- oder nichtgläubigen Kindern Kontakt 
haben durften und klare Feindbilder propagiert 
bekamen (z.B. insbesondere Christ*innen und 
Sufis als Feinde begreifen und ablehnen sollten). 
Gleichzeitig nahm die religiöse Erziehung der 
Kinder in mehreren berichteten Fällen einen au-
ßergewöhnlich großen Umfang ein. So berich-
teten die Berater*innen davon, dass Kinder über 
mehrere Stunden täglich damit konfrontiert wür-
den, wie man richtig bete oder den Koran lese. 
In einem anderen Fall befasste sich eine Mutter 
selbst so intensiv mit der neu entdeckten Reli-
gion und konsumierte so exzessiv ideologische 
Inhalte, dass es zu einer Vernachlässigung der 
Kinder gekommen sei. In einzelnen Fällen wurde 
zudem berichtet, dass radikalisierte Eltern(teile) 
die Kinder militärisch drillen, dschihadistische 
Narrative an die Kinder weitergeben würden und 
diese mit Propaganda- und Gewaltvideos kon-
frontiert oder sie gezielt in Kampfsportarten 
vermittelt hätten. Insbesondere bei Mädchen und 
jungen Frauen sei im Einzelnen durch die Eltern 
ein großer Wert auf „Moral und Anstand“ im Sin-
ne eines streng ideologischen Verhaltens gelegt 
worden – so wurde bspw. der Schwimmunter-
richt abgelehnt oder es wurden stark hierar-
chische Geschlechterrollen vermittelt, in de-
nen sich die Frauen den Männern unterzuordnen 
haben. 

Kernergebnis:

In keinem der Fälle wurde von körperli-
cher Gewalt der Bezugspersonen gegen 
die Kinder berichtet.

Bisweilen habe es jedoch gewalttätige Übergrif-
fe oder Angst vor gewalttätigem Verhalten von 
Männern/Vätern bzw. neuen (Ehe-)Partnern 
gegen die entsprechenden Frauen/Mütter ge-
geben, was jedoch nicht in direkten Zusammen-
hang mit der Ideologie gebracht werden konnte 
bzw. ideologisch begründet wurde, sondern maxi-
mal zeitgleich mit einer zunehmenden Ideologisie-
rung einherging. Einzelne Berater*innen vermute-

ten jedoch, dass gerade bei Rückkehrer*innen in 
Einzelfällen durchaus davon ausgegangen werde, 
dass auch körperliche Gewalt als Erziehungsmaß-
nahme beim sogenannten IS gegen die Kinder 
gerichtet worden sein könnte. Ebenfalls hervorge-
hoben wurde, dass dem Aspekt der psychischen 
Gewalt insgesamt eine deutlich höhere Bedeutung 
in den Fallerfahrungen zukomme, als dem Aspekt 
der körperlichen Gewalt.

Kernergebnis:

Dem Aspekt der psychischen Gewalt 
– gekoppelt an eine islamistisch oder 
salafistische Prägung in der Erziehung – 
kommt eine bedeutend größere Relevanz 
zu als dem Aspekt der körperlichen  
Gewalt, die sich gegen die betroffenen 
Kinder und Jugendlichen richtet.

In etwa der Hälfte der geschilderten Fälle wur-
de die Einstellung zu klaren Geschlechterrollen 
(Einstellungen und Verhalten) der Indexbezugs-
personen, i.d.R. der Eltern(teile), als klar kate-
gorisiert beschrieben. So sei in mehreren Fällen 
die Religion genutzt worden, um sie als Begrün-
dung heranzuziehen, dass Männern und Frauen 
spezifische Rollen zukämen. Dies habe sich zum 
Teil auch in der Erziehung geäußert. Männer 
seien hier als Autoritätspersonen verstanden 
und den Kindern entsprechend erklärt worden, 
dass sich die Frauen unterzuordnen hätten. 
Zudem würde Gewalt von Männern gegenüber 
Frauen in Einzelfällen vermeintlich religiös le-
gitimiert und dies an die Kinder weitergegeben 
(z.B. „Männer dürfen Frauen schlagen.“). Einge-
schränkt wurde jedoch der direkte Zusammen-
hang von Einstellung und Verhalten: In der 
Praxis wurde diese klassische Rollenverteilung 
zwar in der Mehrheit der Fälle propagiert, je-
doch nicht immer gelebt.

In weiteren Einzelfällen wurde explizit betont, 
dass genauere Details zu irgendeiner Form ei-
ner vermeintlich islamistisch oder salafistisch 
geprägten Erziehung durch die entsprechenden 
Bezugspersonen, i.d.R. Eltern(teile), unbekannt 
seien. Hier bezogen sich die Berater*innen dann 
primär auf die Punkte 2, 3 und/oder 4 (siehe fort-
folgende Kapitel). 

3.2.1 
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3.2.2
3.2.2  Verhalten der betroffenen  
Minderjährigen

Die eingeschätzten Szene-Kontakte der Minderjäh-
rigen wurden recht ausgeglichen verortet: In etwa 
der Hälfte der geschilderten Fälle berichteten die 
Berater*innen von unterschiedlichen Kontakten 
der betroffenen Minderjährigen zur islamis-
tischen oder salafistischen Szene in der Ver-
gangenheit oder aktuell. In der anderen Hälfte be-
stand kein gesichertes Wissen darüber, ob solche 
Kontakte oder Einflussschneisen vorhanden sind. 
Lediglich in einem Bruchteil der Fälle gab es keinen 
Kontakt der betroffenen Minderjährigen zu weiteren 
Szene-Anhänger*innen. 

Die Kinder selbst fielen ebenfalls sowohl durch das 
Erscheinungsbild, Aussagen sowie durch spezi-
fisches Verhalten auf, was mit einer islamistischen 
oder salafistischen Prägung in Verbindung gebracht 
wurde. In Einzelfällen berichteten die Berater*innen 
von Vollverschleierungen von Mädchen im Klein-
kindalter (unter 5 Jahre). Auch seien die betroffe-
nen Kinder und Jugendlichen in KiTa oder Schule 
durch spezifische, zum Teil dschihadistische, Nar-
rative auffällig geworden. Weitere Auffälligkeiten, 
die die Berater*innen u.a. auf einen islamistischen 
oder salafistischen Kontext schließen ließen, waren 
in Einzelfällen Missionierungsversuche weiterer 
Kinder, v.a. in der Schule oder anderen sozialen 
oder stationären Einrichtungen. In mehreren Fäl-
len (hoher einstelliger Bereich) berichteten die Be-
rater*innen zudem von aggressivem Verhalten 
der Minderjährigen gegenüber anderen Kindern, 
Erzieher*innen oder Lehrkräften. Dies äußerte 
sich beispielsweise in der Beschimpfung dieser als 
„Ungläubige“, in konkreten Drohungen („Ich bringe 
ein Messer mit und bringe euch um.“) oder in kör-
perlichen Auseinandersetzungen mit Mitschüler*in-
nen oder Lehrkräften (i.d.R. als Rangeleien oder 
Schubsereien beschrieben), die in direkten Zusam-
menhang mit religiösen Konfliktsituationen gebracht 
wurden. In einzelnen Fällen wurde zudem berichtet, 
dass die Minderjährigen mit (gewaltverherrlichen-
dem) Propagandamaterial in Berührung gekom-
men seien, z.B. Enthauptungs- und anderen Pro-
pagandavideos. Auch aus gemalten Bildern der 
Kinder wurde in Einzelfällen auf eine entsprechen-
de Verortung geschlossen, z.B. wenn Bomben oder 

Explosionen gemalt wurden. Sehr selten wurden 
Kinder selbst zum Bestandteil von Propaganda, 
z.B. wenn sie in Videos den Treueeid auf Abu Bakr 
al-Baghdadi2 sprachen oder mit Waffen auf Bildern/
Videos abgebildet waren. 

Darüber hinaus wird in mehreren Fällen von 
(Selbst-)Isolationstendenzen und Einschrän-
kungen im Sozialverhalten der betroffenen Min-
derjährigen berichtet. Diese würden sich z.B. im 
Schulkontext stark zurückziehen (z.B. Kontakte 
meiden, nicht mit auf Klassenfahrt fahren etc.) 
mit der Begründung, nicht mit anders- oder nicht-
gläubigen Kindern Kontakt haben zu dürfen. Dies 
wird vermeintlich religiös begründet. Die Kinder 
hätten zum Teil Schwierigkeiten, Freundschaften 
aufzubauen oder zu erhalten. 

In Schulkontexten wurde in mehreren Fällen von 
Konflikten berichtet. So kam es vor, dass Kinder 
bzw. deren Eltern(teile) Unterrichtsfächer (z.B. 
Schwimmunterricht) oder aber einzelne Unter-
richtsinhalte (z.B. die Weihnachtsgeschichte, 
einen Ausflug in eine Kirche oder jegliche ver-
meintlich christlichen Symbole) ablehnten und 
mit der Begründung verweigerten, dies sei ver-
boten.

Auch spielten Ängste bei mehreren der Minder-
jährigen eine auffallende Rolle, hierunter insbe-
sondere Höllenängste, selten auch gekoppelt 
mit Depressionen, Selbstwertproblematiken 
oder suizidalem Verhalten, sowie die Glorifi-
zierung des Märtyrertums. Vor allem über ei-
nige der männlichen betroffenen Minderjährigen 
wurden von den Berater*innen außerdem berich-
tet, dass diese durch spezifische Vorstellungen 
von Geschlechterrollen auffielen. So wurden 
männliche Autoritätspersonen anerkannt, wäh-
rend in Einzelfällen weibliche Kontaktpersonen 
(z.B. Lehrerinnen) weniger akzeptiert wurden. 
Ferner wurde Gewalt von Männern gegenüber 
Frauen von einzelnen betroffenen Minderjähri-
gen vermeintlich religiös legitimiert. 

Bei Kindern von Rückkehrer*innen wurde in 
mehreren Einzelfällen von Entwicklungsver-
zögerungen berichtet. Die Berater*innen gaben 
an, die Kinder hätten Sprach- und Motorikdefi-
zite sowie Konzentrationsschwierigkeiten und 

2 Abu Bakr al-Baghdadi war von 2010 bis zu seinem Tod 2019 Anführer der islamistischen Terrororganisation „Islamischer 
Staat“ (IS).
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brächten häufig keine alterstypischen Fähigkei-
ten mit. Fallübergreifend wurde zudem auch hier 
von Ängsten der Kinder berichtet – so zeigten 
sich in einigen Fällen auch hier zum Teil starke 
Höllenängste. Bei Kindern von Rückkehrer*in-
nen lagen außerdem häufiger starke Verlust-
ängste bei sehr engen Bindungen der Kinder 
zum (verbliebenen) Elternteil vor. Während die 
Berater*innen in einigen Fällen im Kontext der 
Rückkehrer*innen von Traumata oder Anzei-
chen von Traumata sprachen, betonen jedoch 
auch mehrere Berater*innen, mit dieser Zu-
schreibung sehr vorsichtig umzugehen, da eine 
Einschätzung ohne psychiatrische Fachexperti-
se schwer vorzunehmen sei. 

Kernergebnis:

In der deutlichen Mehrheit der geschilder-
ten Fälle (niedriger zweistelliger Bereich) 
werden Auffälligkeiten bei den Kindern 
und Jugendlichen geschildert, meist in 
Verbindung zueinander.

Jedoch verhielten sich in mehreren Fällen die 
Kinder nach Einschätzung der Berater*innen un-
auffällig und altersentsprechend, auch im Kon-
text von Rückkehrer*innen. Auf weitere Auffällig-
keiten, die weniger direkt mit einer islamischen 
oder salafistischen Prägung in Verbindung ge-
bracht wurden, sondern lediglich indirekt über 
damit einhergehenden Kontextsituationen und 
-bedingungen in Zusammenhang gestellt wur-
den, wird innerhalb der Schilderungen zur Situ-
ation der betroffenen Minderjährigen eingegan-
gen (siehe Kapitel 3.4). 

3.2.3 Ausreiser*innen und Rückkehrer*innen

Sofern es sich um Fälle von Rückkehrer*innen 
handelte, wurde dieser Umstand in der Regel 
als Begründung herangezogen, auch das (Erzie-
hungs-)Verhalten der Eltern als islamistisch oder 
salafistisch geprägt einzustufen. Zum Teil sind 
die Eltern mit ihren Kindern ausgereist, um sich 
dem sog. IS anzuschließen, zum Teil haben sie 
die Kinder im Ausland zur Welt gebracht. Wie-
derum einige haben Kinder zur Welt gebracht, 
nachdem sie nach Deutschland zurückgekehrt 
waren. Die Mütter hätten sich jedoch nicht im-

mer (vollständig) von der Ideologie und/oder 
Szene distanziert. Der Umstand, dass Personen 
ausgereist bzw. zurückgekehrt sind, wurde in der 
Mehrheit der Fallschilderungen als Tendenz zur 
Annahme verortet, dass die Kinder irgendeine 
Form der islamistisch oder salafistisch gepräg-
ten Erziehung erlebt haben oder noch erleben 
würden. 

3.2.4 „Sicherheitsrelevanz“ der  
Bezugspersonen

Einen weiteren Bezugspunkt für die Verortung 
der Bezugspersonen als Index-Personen lie-
ferten zum Teil die Sicherheitsbehörden. Das 
Wissen darüber, ob die Bezugspersonen der 
Minderjährigen selbst eng an die Szene gebun-
den sind oder waren und/oder weitere nahe An-
gehörige wie Onkel und Tanten der betroffenen 
Minderjährigen oder neue (Ehe-)Partner*innen 
(Stiefelternteile), stellte eine Sicherheitsrelevanz 
der Fälle auf. Ein enger Bezug der Eltern(teile) 
zur islamistischen oder salafistischen Szene 
wurde deshalb zum Teil ebenfalls als Indiz für 
eine Konfrontation der Kinder mit einer islamis-
tischen oder salafistischen Ideologie herange-
zogen. Jedoch konnte sich diese Tendenz nicht 
in der Gänze bestätigen lassen. In mehreren 
Einzelfällen schilderten die Berater*innen auch, 
dass trotz der Verortung der Sicherheitsbe-
hörden bzw. dem Wissen um die entsprechende 
Anbindung der Bezugspersonen an die entspre-
chende Szene, keine begründeten Annahmen 
bestünden, dass sich bei den spezifischen Be-
zugspersonen irgendeine Form der islamistisch 
oder salafistisch geprägten Erziehung (mehr) 
erkennen lassen würde. Dies lag u.a. auch da-
ran, dass einige der (ehemaligen) Index-Perso-
nen sich bereits in Distanzierungsprozesse be-
geben hatten und sich dies – so die Annahme 
– entsprechend in der unauffälligen Erziehung 
der Kinder niederschlug. 

In Einzelfällen lag außerdem weder eine islamis-
tisch oder salafistisch geprägten Erziehung noch 
eine damit assoziierte Entwicklungsbeeinträchti-
gung für die betroffenen Minderjährigen vor. In 
diesen Fällen scheinen sich ideologische oder 
soziale Bezüge zum Islamismus/Salafismus bei 
den Eltern für die Berater*innen nicht immer auf 
das Erleben und die Entwicklung der Minderjäh-
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rigen in auffallend negativer Weise zu übertra-
gen.

Kernergebnis:

Es kann von einer Tendenz ausgegangen 
werden, in welcher eine islamistische 
oder salafistische Prägung in der deut-
lichen Mehrheit der geschilderten Fälle 
vorhanden ist und anhand der o.g. Merk-
male zugeordnet und weitgehend be-
schrieben werden kann. Gleichzeitig kann 
jedoch keinesfalls von einem regelhaften 
Kausalzusammenhang zwischen islamis-
tischer bzw. salafistischer Prägung und 
entsprechendem Verhalten ausgegangen 
werden. 

Insgesamt wurde die These aufgestellt, dass ein 
Großteil der Eltern(teile) generell mit Fragen 
zur Erziehung überfordert sei. Ein Zusammen-
hang ergebe sich entsprechend auch daraus, 
dass diese dann innerhalb islamistischer oder 
salafistischer Ideologien Hinweise, Richtlinien 
und Ansprechpartner*innen für eine ver-
meintlich richtige Erziehung finden würden:  
„Es ist gar nicht so, dass sie in der Szene drin sind 
und da etwas gesagt bekommen und dann umset-
zen, sondern sie in der Szene sind, weil sie nach so 
einer Sicherheit suchen: Wie kann ich meine Kinder 
gut erziehen? Das ist sogar noch ein Antrieb in die 
Szene.“ (Einschätzung eines*r Beraters/Beraterin)

3.3 Zentrale Ziele & Handlungsstrategien in der 
Beratung

Über die geschilderten Fälle hinweg wurde eine 
Vielzahl an Beratungszielen genannt, die sich je-
weils an den Beratungsnehmer*innen und dem 
Kontext orientierten. 

Fachkräfte

Sofern es sich um Fachkräfte aus institutionellen 
Kontexten handelte, lag ein zentraler Fokus häu-
fig auf der Wissensvermittlung zum Thema so-
wie dem Abbau von Ängsten. Wenn in KiTa oder 
Schule bekannt wurde, dass es sich um Kinder von 
Rückkehrer*innen handelt, kamen bei den Fach-

kräften schnell Unsicherheiten und Ängste um die 
eigene Sicherheit, die der Mitarbeitenden oder 
auch anderer Kinder auf. Hier war es deshalb zen-
tral, Fragen zur Ideologie, Szene und Einordnung 
der entsprechenden Personen zu bearbeiten und 
Handlungssicherheit im Umgang mit ggf. radi-
kalisierten Eltern(teilen) zu erarbeiten (u.a. auch 
durch Fortbildungsangebote oder Workshops). In 
Konfliktsituationen wurden so Eltern- oder Ent-
wicklungsgespräche gemeinsam vorbereitet oder 
durch die Beratenden begleitet. Hinzu kam häufig 
ein übergeordnetes Interesse an der Wahrung des 
KiTa- oder Schulfriedens. Ebenso häufig waren 
die Konzeption und Umsetzung von Sensibilisie-
rungsmaßnahmen das Ziel, die die betroffenen 
Minderjährigen vor Stigmatisierung und Aus-
grenzung schützen sollten. Auch der Umgang 
mit einem ggf. vorhandenen öffentlichen Inter-
esse, bspw. im Zuge von Medienberichterstattung, 
war vereinzelt ein zentrales Thema innerhalb der 
Beratung. Ziel war in diesem Bereich, mögliche 
Positionierungen zu erarbeiten, die gleichermaßen 
das Interesse der Einrichtungen und der Kinder 
schützen. Auch die Frage, inwiefern in der jeweili-
gen Einrichtung oder Schule offen und transparent 
mit dem Thema umgegangen werden solle bzw. 
wer als Schlüsselperson informiert wird (in der 
Regel die Leitung oder Direktion), war zentrales 
Thema. Darüber hinaus wurde häufiger das Ziel 
genannt, den Kontakt zu den Indexpersonen 
aufrechtzuerhalten und an der Kommunikation 
zu arbeiten. Mit der Annahme, dass eine bestmög-
liche Förderung der Kinder und ein bestmöglicher 
Schutz in der Regel über die Eltern als primäre Be-
zugspersonen umsetzbar sind, wurde hier ein ent-
sprechender Fokus gelegt. 

Angehörige

In der Arbeit mit Angehören wie den Großel-
tern(teilen) der Indexpersonen und der betroffenen 
Kinder wurde häufig ein ähnlicher Fokus gelegt. So 
war auch hier oft das erklärte Ziel der Beratung, 
die Angehörigen aufzuklären, zu sensibilisieren 
sowie einen noch vorhandenen Kontakt aufrecht- 
zuerhalten, ergo: das Umfeld der betroffenen 
Minderjährigen und der Index-Bezugspersonen 
zu stabilisieren. Deshalb waren auch Beratungs-
anliegen in Konstellationen wie Scheidungs- und 
Sorgerechtsfragen sowie Gerichtsprozessen re-
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levant. Hier ging es oft darum, (parteilich, zum Teil 
juristisch) die jeweiligen Beratungsnehmer*innen 
auf einzelne Verfahren vorzubereiten sowie Wün-
sche und eigene Positionen zu erarbeiten. Bei der 
Begleitung und Beratung in Trennungs- und Schei-
dungsprozessen war das zentrale Anliegen häufig 
außerdem die Arbeit an der Kommunikation zwi-
schen dem vermeintlich radikalisierten und dem 
Elternteil, welches die Beratung in Anspruch nahm. 
Teilweise sollte für die betroffenen Kinder und Ju-
gendlichen gerichtlich eine Distanz zum radikali-
sierten Elternteil erwirkt werden, um spezifische 
als schädlich eingeordnete Einflüsse (siehe Kapi-
tel 3.2.4) möglichst vom Kind fernzuhalten. Eben-
so wurde jedoch explizit an der Erhaltung eines 
positiven Kontaktes zum vermeintlich radikali-
sierten Elternteil gearbeitet – stets vor allem daran 
orientiert, was als das Beste für das Kind erachtet 
wurde.

Index-Bezugspersonen

Sofern Kontakt zu Index-Bezugspersonen bzw. 
Indexeltern(teilen) bestand, lagen die zentralen 
Ziele innerhalb der Beratung je nach Kontext auf 
unterschiedlichen sozialen Aspekten, die jeweils 
übergeordnet mit einer möglichen Distanzierung 
einhergehen sollten. So wurde z.B. häufig eigenes 
kritisches Denken und Hinterfragen trainiert sowie 
mithilfe von Perspektivwechsel gearbeitet: 

„Ist das, wie ich denke und was ich tue, eigentlich 
auch gut für mein Kind?“ (ein*e Berater*in über 
Fragestellungen einer Klientin) 

Häufig wurden die Kinder der Index-Eltern(teile) 
entsprechend auch als zentraler Grund zur Dis-
tanzierung genannt: 

„Wenn eine Frau bereit ist, Dinge zu opfern, ist sie 
aber ggf. nicht bereit, dies für die Kinder zu tun.“ 
(ein*e Berater*in über eine Klientin)

Als wichtig hervorgehoben wurde, dass die 
Wahrscheinlichkeit einer Distanzierung von der 
Szene und/oder Ideologie mit Zunahme der Kon-
flikte für die Kinder steige, bspw. mit Eintritt in 
die Schule. 

Rückkehrer*innen

Das gilt insbesondere für Rückkehrer*innen: Nicht 
selten war die Sorge um die Gesundheit, das Wohl-

ergehen und die Möglichkeiten der Entwicklung 
für die Kinder auch ein Grund zur Rückkehr nach 
Deutschland (zum Teil auch für die Rückkehr nach 
Deutschland zur Geburt des Kindes). Besondere 
Beratungsziele bei Rückkehrer*innen waren u.a. 
Reintegration nach der Rückkehr sowie ein star-
ker Fokus zu Beginn der Beratung auf die Arbeit 
an konkreter praktischer Lebenshilfe, u.a. Woh-
nungssuche, Hilfe bei Ämtergängen und Anträgen, 
wie u.a. Beantragungen von Geburtsurkunden, Job-
suche, Schuldnerberatung, KiTa- und Schulplatzsu-
che etc. Besonderen Stellenwert hatte bei den Be-
ratenden der Vertrauensaufbau als Basis und das 
daran angeknüpfte Ziel der Reflexion der eigenen 
Biografie und Handlungen, u.a. Tataufarbei-
tung im Justizkontext, persönliche Ziele der Bera-
tungsnehmer*innen nach Haftentlassung etc. Auch 
die Vermittlung in weitere institutionelle Hilfs-
angebote sowie die Ermutigung zur Wahrnehmung 
dieser Hilfen waren immer wieder zentrale Ziele. 
Ebenso stellte sich in einigen Fällen die Frage, ob 
und inwiefern mit den (Index-)Bezugspersonen dar-
an gearbeitet wurde, offen und transparent mit 
den Kindern über die Vergangenheit und das 
Erlebte zu sprechen, zu reflektieren und einzu-
ordnen. Hier wurde insbesondere daran gearbei-
tet, wie die (Index-)Bezugspersonen offen mit den 
Kindern über das Erlebte sprechen können, sofern 
diese schon in einem entsprechenden Alter waren, 
in welchem sie sich an das Geschehene bewusst 
erinnern und ggf. im KiTa- oder Schulkontext auch 
von einzelnen Erfahrungen berichten können.

Kernergebnis:

In allen Beratungsfällen stellte sich über-
geordnet oder mit weiteren Zielen ein-
hergehend das zentrale Ziel des Kinder-
schutzes heraus.

So waren die Kinder und Jugendlichen, die Situation 
der Kinder und Jugendlichen sowie der Umgang 
mit ihnen oder die Sorge um sie in allen geschilder-
ten Fällen der zentrale Anlass zur Beratung und 
bildeten im Verlauf der Beratung häufig den Fokus. 
Es war in allen Fällen direkter oder auch indirekter 
Auftrag, die Situation für das Kind bzw. die Kinder 
oder Jugendlichen zu verbessern oder zu sichern. 
Dies vereint letztlich alle geschilderten Fälle 
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miteinander. Fachkräften aus dem Bereich der Kin-
der- und Jugendhilfe kommt dieser Schutzauftrag 
nach § 8a SGB VIII auch rechtlich zu, weshalb in ei-
nigen Fällen auch kritisch erörtert wurde, ob das Ju-
gendamt eingeschaltet werden sollte (siehe hierzu 
auch Kapitel 3.4.3). Hervorgehoben wurde zudem, 
dass, sofern möglich, eruiert wurde, welche Be-
rater*in mit welchem Hintergrund insbesondere 
mit Index-Bezugspersonen selbst am besten 
arbeiten könne (z.B. ob ein eigener religiöser Hin-
tergrund von Bedeutung ist etc.). Supervisionspro-
zesse oder die Beratung im Team hätten teilweise 
auch dazu geführt, dass einzelne Berater*innen zu-
rückgezogen wurden und stattdessen der Zugang 
über eine*n andere*n Berater*in versucht wurde.

3.4 Die Situation der betroffenen Minderjährigen

Sofern bekannt war oder wenn eine Arbeit mit 
den betroffenen Minderjährigen selbst durch die 
Berater*innen stattfand, wurde auch die Lebens-
situation der betroffenen Kinder und Jugendli-
chen selbst ausführlich geschildert.

3.4.1 Alter

Da in den meisten geschilderten Fällen jeweils 
mehrere Kinder und Jugendliche involviert wa-
ren, bewegt sich die Anzahl der betroffenen 
Minderjährigen innerhalb der geschilderten 
Fälle im mittleren zweistelligen Bereich. Das 
Alter erstreckt sich über die gesamte Bandbrei-
te von einem bis 17 Jahre, wobei es sich bei 
etwa der Hälfte um Babys und (Klein-)Kinder 
im Alter von fünf Jahren und jünger handelt. 
Am zweithäufigsten handelt es sich um Kinder 
zwischen 6 und 13 Jahre, lediglich in Einzel-
fällen (mittlerer einstelliger Bereich) handelt es 
sich um Jugendliche, die älter als 14 Jahre 
sind. 

Alter der betroffenen Kinder und  
Jugendlichen nach Häufigkeit:

3.   Jugendliche (14 bis 17 Jahre) 
2.   Kinder (6 bis 13 Jahre) 
1.   Babys und Kleinkinder  
      (5 Jahre und jünger)

Das Durchschnittsalter insgesamt liegt in etwa 
bei 5 Jahren. In den allermeisten Fällen wurden 
die betroffenen Minderjährigen bereits in ein is-
lamistisches oder salafistisches Umfeld hin-
eingeboren. Lediglich in Einzelfällen handelt 
es sich um Eltern(teile), die sich zu radikalisie-
ren begannen, als die Kinder bereits älter als 5 
Jahre und bis zu 13 Jahre alt waren. 

3.4.2 Auffälligkeiten und Beeinträchtigun-
gen in der Entwicklung der Kinder

Die Beratenden schilderten unterschiedliche wahr-
genommene Beeinträchtigungen und Auffällig-
keiten der betroffenen Minderjährigen. Zum Teil 
wurden diese in einen direkten Kausalzusam-
menhang mit einer islamistisch oder salafistisch 
geprägten Erziehung gebracht (siehe Kapitel 
3.2.2), zum Teil jedoch auch nur mittelbar oder 
unabhängig davon eingeordnet. Der Zusammen-
hang zwischen islamistischer oder salafistischer 
Prägung und den tatsächlichen Auswirkungen 
auf die Kinder, die dann in spezifischen Beob-
achtungen zu Aussagen oder Verhaltensweisen 
gestellt werden, ist stets unter Vorbehalt zu be-
trachten. Aufgrund sehr komplexer Zusammen-
hänge in jedem Einzelfall können hieraus keine 
kausalen Regeln abgeleitet werden. Explizit be-
tont wird deshalb, dass es sich vorerst um An-
nahmen und Beobachtungen handelt, die un-
mittelbar oder mittelbar mit einer islamistischen 
oder salafistischen Prägung zusammenhän-
gen können, jedoch nicht müssen. 

Viele der Auffälligkeiten stehen außerdem in di-
rektem Zusammenhang damit, dass es bei der 
Mehrheit der Fälle Konflikte bei den Bezugs-
personen gab, vor allem in Hinblick auf die Er-
ziehung der Kinder. Im Verhältnis zu den als sehr 
einig beschriebenen Bezugspersonen, war die 
Anzahl der Szenarien, in denen Konflikte vor-
herrschten, doppelt so groß. In einigen wei-
teren Fällen waren keine genaueren Details zu 
möglichen Konflikten bekannt oder wurden ledig-
lich vermutet.

Allgemein ist festzustellen, dass es vor allem bei 
Konflikten zwischen Elternteilen zu Auffällig-
keiten der Kinder kam. So wollte ein Kind bspw. 
keine Zeit mit ihrem plötzlich verstärkt radikali-
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sierten Vater verbringen (starke Irritationen, 
verstecken vor anstehenden Besuchen, wei-
nen, schreien), zeigte jedoch gleichzeitig auch 
weiterhin eine Sehnsucht zum Vater (starkes 
Vermissen). Allerdings waren auch umgekehr-
te Wirkungszusammenhänge zu beobachten. 
So klagte ein Kind, nachdem es bei der plötz-
lich verstärkt radikalen Mutter Zeit verbracht 
hatte, beim Vater spezifische Verhaltensweisen 
(z.B. den Kleidungsstil) vehement an. Je nach 
Kontext wurde die Mutter durch den Vater beim 
Kind als „sündig“ beschrieben, in einem ande-
ren Fall ein Vater durch eine Mutter als „unrein“, 
und der Vater dürfe das Haus nicht mehr betre-
ten. Dies führte bei den Kindern teils zu massi-
ven Loyalitätskonflikten und teilweise zu psy-
chischen Auffälligkeiten. Besonders verstört 
waren Kinder dann, wenn einzelne Elternteile 
sich (plötzlich) radikalisierten und mit der Ver-
änderung Verhaltensweisen wie exzessives Re-
zitieren des Korans oder umfangreiche und un-
mittelbare Verbote (z.B. nicht mit anders- oder 
nichtgläubigen Kindern spielen dürfen) einher-
gingen (Isolationstendenzen). Auch wurden 
Konstellationen geschildert, in denen die Kinder 
von Beginn an in einem durchweg radikalisierten 
Umfeld aufwuchsen (beide Elternteile radikali-
siert, ggf. starke Anbindung an die Szene). Die 
Berater*innen schilderten in diesen wenigen Fäl-
len ein stark geschlossenes System und mas-
sive Auffälligkeiten der betroffenen Minder-
jährigen im Kinder- und Jugendalter. So lagen 
unter anderem psychische Auffälligkeiten vor 
(wie Depressionen, Selbstwertproblematiken, 
Schwierigkeiten Freundschaften aufzubauen 
und Vertrauen zu fassen). Teilweise seien die 
betroffenen Minderjährigen jedoch auch durch 
Aggressionen gegenüber anderen Kindern und 
Jugendlichen, Fachkräften oder Angehörigen 
aufgefallen. Es kam zu Bedrohungen, in Ein-
zelfällen auch zu unterschiedlichen Straftaten, 
verstärkt im Bereich Gewaltanwendung, die 
zur Inhaftierung führten. 

Bei Kindern von Rückkehrer*innen wurden 
Gründe für die Beeinträchtigung der kindlichen 
Entwicklungen vor allem im Aufenthalt in einem 
Kriegs- und Krisengebiet, in einem Lager oder 
in der Flucht nach Deutschland verortet. Neben 
gängigen Herausforderungen zur Integration wie 

Sprachbarrieren wurden teils auch gravieren-
dere Auffälligkeiten geschildert. So wurde in ei-
nigen Fällen davon ausgegangen, dass Kinder 
Anzeichen für Traumata und posttraumatische 
Belastungsstörungen (PTBS) haben könn-
ten. Exemplarisch wurden hier Flashbacks ge-
nannt. Allerdings lagen auch Fälle vor, in denen 
die Kinder hinsichtlich Traumata gänzlich un-
auffällig waren. Häufiger wurde betont, dass bei 
Kindern von Rückkehrer*innen Entwicklungs-
verzögerungen erkennbar seien. Festgemacht 
wurde dies vor allem an Ausdrucks-, Sprach- 
und Motorikdefiziten. So mussten einige Kin-
der Klassenstufen wiederholen und es wurden 
entsprechende Hilfsangebote (wie Sprach- und 
Ergotherapie) in Anspruch genommen. Auch ge-
nannt wurden Konzentrationsschwierigkeiten 
und in mehreren Fällen eine auffallende gestörte 
Impulskontrolle (besonders starke Stimmungs-
schwankungen). Diese besonders starken Stim-
mungsschwankungen gingen in mehreren Fällen 
mit aggressivem Verhalten einher. So wurde 
beschrieben, die Kinder seien teils aggressiv ge-
genüber anderen Kindern (Schubsereien, aber 
auch Backpfeifen geben oder würgen). Eben-
falls problematisch seien Verluste, Kontakt- 
und Bindungsabbrüche der Kinder, u.a. durch 
den Tod von Vater oder Geschwistern, Inhaftie-
rung eines Elternteils oder Herausnahme aus 
der Familie als Maßnahme, welche wiederum zu 
(Verlust-)Ängsten und teils außergewöhnlich 
engen Bindungen an die verbliebene Bezugs-
person führten. Hervorgehoben wird hier auch, 
dass gerade die Bindungsabbrüche von einigen 
Kindern zum Anlass genommen werden, sich 
intensiver der Religion oder Ideologie zuzuwen-
den: 

 „Wenn der Vater z.B. besonders religiös war 
und sich abwendet, kann das Kind das Gefühl 
bekommen, sich über die Religion oder Ideolo-
gie dem Vater (wieder) nähern zu können.“ (Ein-
schätzung eines Beraters/einer Beraterin)

Auch massive Höllenängste spielten in mehre-
ren Fällen eine ausschlaggebende Rolle für die 
betroffenen Minderjährigen. In wenigen Einzel-
fällen wurden außerdem Konflikte beschrieben, 
weil notwendige medizinische Maßnahmen 
durch die Eltern oder die Kinder selbst abge-
lehnt wurden oder weil es zur Anwendung ver-
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meintlich religiöser alternativer Heilmethoden 
kam, die auch als schädlich für die Gesund-
heit der betroffenen Minderjährigen eingestuft 
wurden.

Kernergebnis: 

Auch wenn in der deutlichen Mehrheit 
der Fälle von unterschiedlichen Beein-
trächtigungen und Auffälligkeiten der 
Kinder berichtet wurde, wurden ebenfalls 
in mehreren Fällen die Kinder selbst als 
gänzlich unauffällig, altersgemäß entwi-
ckelt und gut integriert beschrieben. 

3.4.3 Bezüge zu Kindeswohlgefährdung und 
Jugendamt

In nahezu allen geschilderten Fällen war das Ju-
gendamt in unterschiedlicher Weise involviert 
(z.B. informiert, Hilfen zur Erziehung bereits instal-
liert o.Ä.). Lediglich in einer sehr geringen Anzahl 
der geschilderten Fälle war das Jugendamt nicht 
involviert oder es war nicht bekannt, ob das Ju-
gendamt involviert war. 

In mehreren Szenarien lagen Ansatzpunkte eines 
Verdachts auf mögliche Gefährdungslagen für 
das Kindeswohl vor, u.a. Erleben häuslicher Ge-
walt, Vernachlässigung, Konfrontation mit ge-
waltvollem Videomaterial, gesundheitsgefähr-
dende Maßnahmen, drohende Ausreise in ein 
Kriegsgebiet, prekäre Lebens- und Wohnverhält-
nisse, Isolationstendenzen etc. Innerhalb dieser 
Fälle ergab sich eine Spannweite, was den Hand-
lungsbedarf des Jugendamtes anging: In eini-
gen Fällen sah das Jugendamt nach Prüfung keinen 
Handlungsbedarf, in anderen Fällen wurde bspw. 
eine Sozialpädagogische Familienhilfe (SPFH) an-
geboten, in wenigen akuten Fällen kam es zu einer 
Herausnahme der Kinder aus der Familie. Dies wur-
de vor allem dann angeordnet, wenn ein Verdacht 
einer drohenden Ausreise in ein Kriegsgebiet vorlag. 
Inwieweit die freiwilligen Angebote des Jugendam-
tes angenommen wurden, variierte stark zwischen 
den geschilderten Fällen. Während einige Berater*in-
nen in mehreren Fällen berichteten, dass sämtliche 
Hilfsangebote abgelehnt worden seien, berichteten 

ebenso viele von Fällen, in welchen die Angebote an-
genommen worden seien. Einzelne Berater*innen 
betonten, dass insbesondere in der Arbeit mit 
Rückkehrerinnen eher eine Tendenz zu verzeich-
nen sei, Hilfen anzunehmen. Zum Teil sei auch ein 
sehr guter Kontakt der Familie zur SPFH entstanden. 

3.5  Arbeit mit betroffenen Minderjährigen

In der deutlichen Mehrheit der geschilderten Fäl-
le haben die Berater*innen nicht direkt mit den 
betroffenen Kindern oder Jugendlichen selbst 
gearbeitet, zum Teil waren diese in der Beratung 
jedoch anwesend (vor allem Babys und kleinere Kin-
der), wodurch ein niedrigschwelliger Kontakt zustan-
de gekommen sei. Lediglich in einem Bruchteil der 
Fälle wurde mit den Minderjährigen selbst gear-
beitet (mittlerer einstelliger Bereich). Die betroffenen 
Minderjährigen und Beratungsnehmer*innen waren 
dabei überwiegend männlich und zwischen 10 und 
17 Jahre alt. 

Mit betroffenen Kindern und Jugendlichen 
selbst wurde u.a. daran gearbeitet, das eigene und 
kritische Hinterfragen anzuregen sowie Pers-
pektivwechsel zu erlernen. Auch theologische 
Arbeit und die Wissensvermittlung zur Vielfalt im 
Islam waren zentrale Ziele in den entsprechenden 
Beratungsstellen. Zudem wurde ein Fokus auf die 
Arbeit an Identitätsfragen gelegt sowie spezifisch 
an Höllenängsten und Schuldgefühlen, Selbst-
wertproblematiken, Schulden, Drogensucht, 
Depressionen oder Spielsucht gearbeitet. Teil-
weise brachten die betroffenen Minderjährigen, 
insbesondere im Jugendalter (>14 Jahre), multiple 
Herausforderungen mit in die Beratung. Ein weite-
res zentrales Ziel war in mehreren Fällen die Weiter-
vermittlung der betroffenen Minderjährigen in (psy-
cho-)therapeutische Angebote. Niedrigschwellig 
wurde jedoch auch praktisch mit den Kindern oder 
Jugendlichen gearbeitet, u.a. mithilfe von Ansätzen 
aus der Maltherapie, mit systemischen, narrativen 
und klientenzentrierten Methoden3. Entscheidend 
sei gewesen, ein kontinuierliches Beziehungs-
angebot bereitzustellen und als Ansprechperson 
für die Kinder/Jugendlichen zu fungieren. 

Herauskristallisiert hat sich insbesondere, dass der 

3 Für ausführliche Informationen zu den Beratungsansätzen der Beratungsstellen des BAMF-Netzwerks „Radikalisierung“ 
siehe BAMF/VPN 2018.
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Auftrag, auch betroffene Kinder  unter 14 Jahre 
zu beraten, nicht von allen Beratenden gleicher-
maßen als Aufgabenfeld und/oder Kompetenz 
eingeschätzt wurde. 

Kernergebnis:

Hinsichtlich der Arbeit mit Kindern und 
Jugendlichen unter 14 Jahren bedarf es 
weiterer Professionalisierung sowie einer 
funktionierenden Vermittlung in profes-
sionalisierte Angebote und Hilfen (Ver-
netzung).

So wurde von einigen Berater*innen betont, dass sie 
die Aufgabe der Arbeit mit minderjährigen Kindern, 
vor allem im Kleinkindalter und unter 14 Jahren, 
nicht im eigenen Tätigkeits- und Kompetenzprofil 
verorten, sondern im Bereich des Kinderschutzes 
und der Kinder- und Jugendhilfe. Begründet wurde 
dies zum Teil mit der fehlenden fachlichen Kompe-
tenz oder Ausbildung in der Arbeit mit Kindern so-
wie mangelnden personellen Ressourcen. Betont 
wurde außerdem die Einschätzung, dass die Kin-
der- und Jugendhilfesysteme aufgrund mangelnder 
Expertise und Erfahrung im spezifischen Themen-
feld religiös begründeter Extremismus überfordert 
seien, die Situation der Kinder und Jugendlichen 
adäquat einzuschätzen. Auch deshalb habe man 
die entsprechende Arbeit mit den betroffenen Min-
derjährigen selbst übernommen: 

 „Wir sind damit an die Grenzen unserer damaligen 
Kompetenzen getreten. Wir haben gedacht: ent-
weder wir oder gar keiner.“(ein*e Berater*in über 
die eigene Arbeit)

Geholfen habe einigen Berater*innen hier eine stän-
dige Reflexion des einzelnen Falls im Team. Meh-
rere Berater*innen betonten, dass sie davon aus-
gehen, dass Fälle, auch mit jüngeren Kindern unter 
14 Jahren, verstärkt aus dem Bereich der Grund-
schulen, künftig häufiger auf die Beratungsstellen 
zukommen werden (siehe hierzu Kapitel 4) und sich 
damit auch der indirekte und direkte Kontakt der Be-
ratenden zu jüngeren Kindern intensivieren werde. 
Entscheidend sei, Kompetenzen in der Arbeit mit 
Kindern in den Beratungsstellen auf- und auszu-
bauen. Klare Grenzen seien hier jedoch auch ent-
scheidend: Es könne nicht darum gehen, mit den 

Kindern therapeutisch zu arbeiten. Vielmehr gehe 
es darum, niedrigschwellig zu unterstützen und 
über vorhandene Netzwerke und bestehende Kon-
takte die Kinder, sofern notwendig, in entsprechend 
professionalisierte Hilfen zu vermitteln. 

3.5.1 Besondere Ressourcen 

Die Beratenden konnten auf eine Vielzahl an vor-
handenen Ressourcen zurückgreifen, die sich im 
Beratungsverlauf für die Bezugspersonen, das 
Umfeld, die betroffenen Minderjährigen und die 
Beratenden selbst zeigten oder ergaben und mit 
denen zum Teil auch innerhalb der Beratung ge-
arbeitet werden konnte. 

Für die Berater*innen selbst seien die eigenen 
Arbeitsansätze und Methoden eine enorme 
Ressource (z.B. klientenzentriertes Arbeiten, sys-
temisches Arbeiten), ebenso wie bereits vor-
handene Erfahrungen oder die Möglichkeit für 
Supervisionsprozesse.

Besondere Ressourcen für  
Berater*innen:

      Arbeitsansätze und Methoden (multi- 
      professionelle Hintergründe der  
      Beratenden)

      Bereits vorhandene Beratungs- 
      erfahrungen

      Supervisionsprozesse

Hinsichtlich der Beratungsnehmer*innen (Fach-
kräfte, Umfeld, Indexfamilie und betroffene Kinder 
selbst) schilderten die Berater*innen jeweils in-
dividuelle Persönlichkeitseigenschaften, Fä-
higkeiten, Talente oder auch Hobbys, die in 
der Beratung als Ressource genutzt werden konn-
ten. Mehrfach hervorgehoben wurden hierbei die 
kommunikative Stärke sowie die Fähigkeit, sich 
Hilfe und Unterstützung zu holen. Entscheidend 
sei zudem gewesen, ob es Personen im Umfeld 
der Indexfamilien bzw. der betroffenen Minderjäh-
rigen gegeben habe, die als Unterstützung fungie-
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ren konnten. Am häufigsten genannt wurde ein un-
terstützendes familiäres Umfeld als Ressource 
bzw. ein positiver Kontakt der Indexpersonen oder 
betroffenen Kinder zu Personen aus dem familiä-
ren Umfeld (Schlüsselfunktion). 

Hierzu gehöre es auch – so einige Berater*innen 
– über längere Zeiträume stets ein kontinuierli-
ches Beziehungs- oder auch Bindungsangebot 
aufrechtzuerhalten. Zum Teil sei unvorhersehbar, 
wann bei einem Elternteil Zweifel an den ideologi-
schen Überzeugungen aufkämen (z.B. Streitigkei-
ten, Konflikte, Krisenerlebnisse). Wenn dann ein 
positiver Kontakt zu einer Person aus dem fa-
miliären Umfeld bestehe, ermögliche dies häufig 
einen Zugang zum „richtigen Zeitpunkt“. In meh-
reren Fällen wurde auch ein positiver Kontakt zu 
Bezugspersonen außerhalb der Familie als 
Ressource genannt, u.a. zu kompetenten und 
engagierten Fachkräften, sowie institutionel-
le Unterstützungsangebote aber auch Freund-
schaften. 

Besondere Ressourcen hinsichtlich der 
Arbeit mit Beratungsnehmer*innen:

      Persönlichkeitseigenschaften, 
      Fähigkeiten und Hobbies 
      Unterstützendes familiäres Umfeld 
      Kontinuierliches Beziehungs- und 
      Bindungsangebot 
      Bezugspersonen außerhalb der Familie 
      Liebe und Zuneigung zu den eigenen 
      Kindern 
      Kindeswohl als gemeinsames  
      Interesse 
      (Räumliche) Trennung von  
      ideologisierten Familienangehörigen

Als entscheidende Ressource hoben die meisten 
Berater*innen außerdem die Liebe und Zunei-
gung und die positive Beziehung der jeweiligen 
(Index-)Eltern(teile) zu ihren Kindern hervor. Un-
abhängig von ideologischer Verortung sei dies stets 
eine enorme Ressource, denn über das Thema 
„Wohlergehen der Kinder“ sei in den meisten Fällen 
überhaupt ein Beratungskontext zustande gekom-
men, da alle Beteiligten in ihrem jeweiligen Verständ-
nis das Beste für die Kinder wollen würden. Das ge-
meinsame Interesse ist in den geschilderten Fällen 

häufig vorrangig das Kindeswohl. Auch deshalb 
konnte über die Kinder bzw. die Situation der Kin-
der in vielen Fällen ein Zugang über Gespräche mit 
und zu den Indexeltern(teilen) hergestellt werden. In 
mehreren Einzelfällen waren die Kinder selbst ein 
wesentlicher Faktor zur Distanzierung der Indexel-
tern(teile). So verschiebe sich die eigene Verortung 
und das Setzen von Prioritäten für Indexeltern(teile), 
wenn diese Kinder bekämen und diese Kinder mit 
(stärkeren) Konflikten, z.B. im schulischen Umfeld, 
konfrontiert werden, und sie fragen sich: Ist das, was 
ich denke und tue, eigentlich gut für meine Kinder?

Gerade bei Rückkehrer*innen identifizierten 
die Berater*innen zudem eine Reihe besonderer 
Ressourcen. So erfordere eine Flucht aus Kriegsge-
bieten spezifische Eigenschaften und Fähig-
keiten, mit denen auch im Kontext der Beratung im 
Besonderen gearbeitet werden könne. Dazu zählen 
bspw. Entschlossenheit, Mut, Stärke, Durchhalte- 
und Durchsetzungsvermögen: 

„Wenn ich es geschafft habe, meine Kinder aus 
Syrien rauszubringen, schaffe ich es auch, sie in 
Deutschland durchzubringen.“ (ein*e Berater*in über 
die Worte einer Klientin)

Auch die teils drastischen Kriegserfahrungen könn-
ten in Einzelfällen nicht ausschließlich als Risikofak-
tor gesehen werden, sondern auch die Resilienz der 
betroffenen Indexeltern(teile) oder der betroffenen 
Kinder und Jugendlichen stärken. Das Leben am 
Rande von Existenzbedingungen unter schwierigen 
Umständen mit wenig Geld für Nahrungsmittel oder 
notwendige Medikamente könnte neben sehr schä-
digenden Auswirkungen auch eine „abhärtende 
Wirkung“ haben und dadurch Reflexionspro-
zesse anstoßen, mit denen in der Aufarbeitung 
und innerhalb von Distanzierungsprozessen ge-
arbeitet werden könne. Als weitere Ressource wird 
von einzelnen Berater*innen außerdem eine (räum-
liche) Trennung der jeweiligen Indexelternteile 
hervorgehoben. Dadurch würden sich Abhängig-
keiten besser auflösen lassen, insbesondere von In-
dex-(Ehe-)Frauen zu ihren jeweils stark ideologisier-
ten (Ehe-)Männern. Ein Zugang zu diesen Frauen 
sei dann in der Regel sehr viel einfacher. 

3.6 Netzwerk: Zusammenarbeit beteiligter  
Akteur*innen und Fachkräfte

Der Zusammenarbeit im Netzwerk kommt auch in 
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Fällen, in denen Kinder und Jugendliche involviert 
sind, die in islamistisch oder salafistisch geprägten 
Familien aufwachsen, eine besondere Bedeutung 
zu. Zum Teil ergeben sich in diesen Fällen neue 
Netzwerkpartner*innen, zum Teil sind die Akteur*in-
nen den Beratenden bereits durch die Arbeit in „klas-
sischen“ Deradikalisierungs- oder Distanzierungs-
fällen bekannt und es kann auf bereits vorhandene 
Netzwerke aufgebaut werden. 

Fallrelevante Akteur*innen:

•    Betroffene Kinder und Jugendliche  
•    Familiäres Bezugssystem (Index- 
      personen und Umfeld) 
•    Freund*innen der Kinder und  
      Jugendlichen und der Familien  
•    Radikales Milieu/Szene 
•    Jugendhilfesystem (u.a. Jugendamt, 
     Allgemeiner Sozialer Dienst etc.) 
•    Schule (u.a. Lehrkräfte, Direktion, 
     Schulsozialarbeit, weitere Kinder und 
     deren Eltern etc.) 
•    KiTa (u.a. Leitung, Erzieher*innen, 
      Träger*in, weitere Kinder und deren 
      Eltern etc.) 
•    Sicherheitsbehörden (u.a. Rückkehr- 
     koordination, BKA, BfV, LKA, LfV, 
      Polizei etc.) 
•     Justiz (u.a. Bewährungshilfe, Fachkräfte 
     in den JVA, Anwält*innen etc.) 
•    Medien und Presse (u.a. einzelne 
     Journalist*innen) 
•    Weitere Akteur*innen (u.a. Integrations- 
     hilfen, Fachkräfte in Heilberufen etc.)

3.6.1 Fallrelevante Akteur*innen

Über die Falleingänge und die Beratungsneh-
mer*innen hinaus existiert eine ganze Bandbreite 
fallrelevanter Personen, die direkt oder indirekt in 
den Fall involviert sind oder für die Einschätzung 
und Bearbeitung der Fälle eine relevante Rolle 
spielen. Grundsätzlich spielen in allen geschilder-
ten Fällen Minderjährige eine Rolle, die durch 
mindestens eine Bezugsperson aus dem familiä-
ren Nah- und Umfeld in irgendeiner Form ideolo-
gisch „beeinflusst“ werden. Darunter ist zunächst 
lediglich zu verstehen, dass die betroffenen Kinder 
und Jugendlichen (regelmäßige) Kontakte zu Per-

sonen haben, die von den Beratenden als „radikali-
siert“ oder „im Radikalisierungsprozess befindlich“ 
verortet werden (islamistisch oder salafistisch ge-
prägt, siehe Kapitel 3.1). 

Relevant ist dabei in erster Linie das familiäre 
Bezugssystem. Hier spielen in der Regel die El-
tern oder einzelne Elternteile eine entscheidende 
Rolle, ebenso wie Großeltern(teile) und Geschwis-
ter oder entferntere Verwandte wie Onkel oder 
Tanten. In mehreren Fällen könnten auch weitere 
(Ehe-)Partnerinnen (Zweitfrauen) und wiede-
rum deren Kinder und Angehörige innerhalb der 
Fallberatung relevant werden – ebenso wie neue 
(Ehe-)Partner*innen (Patchwork) und deren Kin-
der und Angehörige. Einen zweiten Bereich stellen 
Freund*innen der betroffenen Kinder oder Eltern 
dar, die innerhalb der Fallberatungen von Bedeu-
tung werden können.

Auch die Szene bzw. das radikale Milieu und die 
entsprechenden Akteur*innen können eine Rele-
vanz haben, sofern hier eine Anbindung vorhan-
den ist und Kontakte bestehen. 

Im Bereich der Institutionen kommt dem gesamten 
Jugendhilfesystem im Kontext der geschilderten 
Fälle eine entscheidende Bedeutung zu: Jugend-
amt, Allgemeiner Sozialer Dienst (ASD), stationä-
re Einrichtungen und Bezugsbetreuer*innen, Vor-
mundschaften, Sozialpädagogische Familienhilfen 
(SPFH) etc.

Auch im Gesamtkomplex Schule spielen vor allem 
Fachkräfte eine Rolle, u.a. die Direktion, Lehrkräf-
te, Schulsozialarbeit, aber auch das Schulamt oder 
das Bildungsministerium. Hinzu kommen aber 
auch externe Akteur*innen wie die Mitschüler*in-
nen sowie deren Eltern.

Im System KiTa ist dies ähnlich: Von der Träger-
schaft über die Leitung hin zu einzelnen Erzie-
her*innen und den weiteren Kindern und deren 
Eltern können unterschiedlichste Personen an Be-
ratungsprozessen beteiligt sein. 

In einigen Fällen sind zusätzlich Sicherheits-
behörden wie das Bundeskriminalamt (BKA), 
das Landeskriminalamt (LKA), das Bundesamt 
für Verfassungsschutz (BfV), der Landesverfas-
sungsschutz (LfV), Polizei oder im Besonderen die 
Rückkehrkoordination von Bedeutung. 

Mitzudenken ist ebenfalls der Gesamtbereich Justiz, 
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u.a. die Fachkräfte und Angestellten in den Justiz-
vollzugsanstalten (JVA) wie z.B. die Bewährungs-
hilfe oder Gefängnispsycholog*innen, aber auch 
Anwält*innen. 

Je nach Fallkonstellation nehmen auch weitere 
Akteur*innen wie Bürgermeister*innen, die Integ-
rationshilfe, Heilberufe wie Ärzt*innen und Psycho-
log*innen, aber auch andere Therapeut*innen eine 
aktive Rolle im Beratungsprozess ein. Dazu zählen 
– gerade bei öffentlichkeitswirksamen Rückkeh-
rer*innenfällen – auch Medien und Presse.

Mit all diesen bzw. je nach Fall einigen dieser Ak-
teur*innen können Beratungsstellen im Kontext 
ihrer Fallberatungen in Berührung kommen bzw. 
können all diese relevant für die Fallbearbeitung 
sein. 

3.6.2 Bewertung der Zusammenarbeit der 
beteiligten Akteur*innen

Insgesamt wird geschildert, dass es fallspezifisch 
zu unterschiedlichen Austauschformaten der 
konkret am Fall beteiligten Akteur*innen komme 
(u.a. Runde Tische, Fallkonferenzen, Fallrunden). 
Dies sei insbesondere dann der Fall, wenn es 
sich um „sicherheitsrelevante Fälle“ handle oder 
Sicherheitsbehörden in den jeweiligen Fällen di-
rekt involviert sind, in der Regel vor allem bei Fäl-
len von Rückkehrer*innen. Akteursübergreifende 
Austauschrunden werden von nahezu allen Bera-
ter*innen als gewinnbringend für die Fallarbeit 
geschildert, insbesondere zur Klärung einzelner 
Rollen und Aufträge. Eine Herausforderung stelle 
der Datenschutz dar, da die eigentliche Fallarbeit 
in diesen Runden nicht ohne Einverständniserklä-
rung oder Einbeziehung der Beratungsnehmer*in-
nen bzw. betroffenen Eltern(teile) vorgenommen 
werden könne. Im Bereich Kinder- und Jugendhilfe 
werden die Hilfeplangespräche als besonders 
hilfreiche Maßnahme hervorgehoben. Auch wenn 
die allgemeine Zusammenarbeit der beteiligten 
Akteur*innen von nahezu allen Berater*innen als 
positiv bewertet wird, bestehen dennoch einzelne 
Herausforderungen. So gehe in mehreren Fällen 
die Einschätzung, inwieweit welcher (akuter) 
Handlungsbedarf zum Schutz der Kinder be-
stünde, auseinander. Einige Berater*innen schil-
derten, dass das Jugendamt ihrer Einschätzung 
zufolge mit zu drastischen Maßnahmen reagiert 
hätte, während in anderen Fallschilderungen eine 

hohe Zurückhaltung gegenüber angesetzten Maß-
nahmen des Jugendamtes kritisiert wurde. Auch 
wenn eine Zusammenarbeit der Beratungsstellen 
mit dem Jugendamt in der Mehrheit der Fälle posi-
tiv bewertet wurde, wird ebenfalls betont, dass die 
Berater*innen sich mehr Austausch gewünscht 
hätten. Zum einen, um Rollen, Aufträge und die 
konkrete Arbeit transparent zu gestalten und so 
bestmöglich die Beratungsnehmer*innen und die 
betroffenen Minderjährigen unterstützen zu kön-
nen, zum anderen um überhaupt einschätzen zu 
können, welche Maßnahmen das Jugendamt aus 
welchem Anlass umsetzt bzw. nicht umsetzt. So 
wird häufiger vom Jugendamt als eine „Black 
Box“ gesprochen, für die Berater*innen bei den 
Beratungsnehmer*innen zum Teil auch stark wer-
ben, wo jedoch im Nachgang oft unklar bleibe, wie 
mit gemeldeten Fällen verfahren wird. 

Kernergebnis:

Von der Mehrheit der Beratenden wird 
ein noch stärkerer Austausch, insbeson-
dere mit dem Jugendamt, gewünscht. 
Ziel ist es, klare Rollen und Aufträge zu 
verorten, um Klient*innen und betroffe-
ne Kinder und Jugendliche so optimale 
Hilfen und Unterstützung zukommen zu 
lassen. Die Angebote der Beratungsstel-
len seien noch nicht überall hinlänglich 
bekannt.

Gleichzeitig wird betont, dass die Bewertung der Zu-
sammenarbeit stark personenabhängig sei. Be-
stehe bereits ein guter Kontakt zu Fachkräften aus 
dem Bereich des Jugendamtes oder des ASD, so 
seien die Angebote und die Arbeit der Beratungs-
stellen in der Regel bekannt und eine (gegenseitige) 
Weitervermittlung finde statt. Jedoch seien die An-
gebote der Beratungsstellen noch immer nicht 
hinlänglich und überall bekannt, das Jugendamt 
komme – so die vorsichtige Einschätzung einiger 
Berater*innen – vermutlich nicht immer auf die Be-
ratungsstellen zu, wenn sich dies anbiete. Dies sei 
jedoch entscheidend, denn einzelne Fachkräfte 
aus dem Bereich der Kinder- und Jugendhilfe 
seien möglicherweise auch thematisch mit dem 
Themenfeld des religiös begründeten Extremismus 
oder hinsichtlich Radikalisierung überfordert, wes-
halb in diesen Fällen die Unterstützung durch die 
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Beratungsstellen besonders wichtig wäre. 

Von mehreren Berater*innen wird die Schwierig-
keit im Umgang mit Fällen mit Medienbrisanz und 
öffentlicher Aufmerksamkeit betont. So seien 
umso mehr Akteur*innen beteiligt, umso mehr 
öffentliche Aufmerksamkeit einzelne Fälle mit 
sich brächten. Hier den Datenschutz zu wahren 
und unterschiedlichen Erwartungen und Aufträgen 
gerecht zu werden, wird von der Mehrheit der Be-
rater*innen als eine besondere Herausforderung in 
der Zusammenarbeit gewertet. Dies treffe beson-
ders auf einzelne Fälle von Rückkehrer*innen mit 
Kindern bzw. Jugendlichen zu. Hier betonen die 
Berater*innen ein Spannungsfeld in der Verfahrens-
dynamik. Einerseits werden die Fälle zum Teil sehr 
kurzfristig durch die Sicherheitsbehörden bei den 
Beratungsstellen oder dem Jugendamt angemeldet 
(teilweise am Vortrag oder am Tag der Ankunft), 
dann wiederum würden die formalen Abläufe und 
Prozesse hingegen sehr viel Zeit in Anspruch neh-
men (wie Ämtergänge, Anmeldungen etc.) (siehe 
hierzu auch Kapitel 3.7).

3.7 Diagnose besonderer Herausforderungen

Insgesamt beschreiben die Berater*innen unter-
schiedliche besondere Herausforderungen, die 
sich ergeben. Zum Teil sind diese bereits aus der 
„klassischen“ Arbeit (vor allem mit Jugendlichen 
oder Angehörigen von Jugendlichen, die mutmaß-
lich oder tatsächlich von Radikalisierung betroffen 
oder bedroht sind) bekannt, zum Teil handelt es 
sich jedoch auch um Herausforderungen, die im 
Besonderen auf Fälle zutreffen, in denen Kinder in-
volviert sind, die in islamistisch oder salafistisch ge-
prägten Familienkontexten aufwachsen. Und wieder 
einige der genannten Herausforderungen werden 
als (gänzlich) neu beschrieben.

3.7.1 Zugänge

Mehrere der Berater*innen heben die Schwie-
rigkeit hervor, dass es im Gegensatz zur „klas-
sischen“ Arbeit in anderen Fällen, es hier nicht 
immer logische Zugänge (z.B. über die Eltern) 
gebe und es sich bei mehreren Fällen um ge-
schlossene Familiensysteme handle, in denen 
die Eltern(teile) den Zugang verweigern und auch 
ihre Entscheidungshoheit über den Zugang zum 
Kind stark reglementieren. Dort, wo ein Zugang 

gelinge, geschehe dies jedoch über bereits be-
kannte Muster, d.h. in der Regel über die Eltern 
der Index-Eltern(teile) bzw. die Großeltern(teile) 
der betroffenen Minderjährigen. Ähnlich der Er-
fahrungen in der „klassischen“ Arbeit sei die Be-
reitschaft, sich bei den Beratungsstellen zu 
melden, bei den Eltern bzw. Großeltern ins-
gesamt größer als im institutionellen Bereich, 
auch wenn es hier in einzelnen Beratungsstellen 
Abweichungen gibt. Hier ergibt sich deshalb die 
besondere Herausforderung, dass die Bera-
tungsstellen – aufgrund der häufig geschlosse-
nen Familiensysteme – noch entscheidender auf 
Meldungen aus dem institutionellen Bereich wie 
KiTa oder Schule angewiesen sind. Häufig wer-
den die Beratungsstellen hingegen durch Institu-
tionen wie Schule oder Jugendamt als Krisen-
intervention herangezogen. Herausfordernd ist 
die Arbeit in diesen Akut-Fällen deshalb, weil 
sich Institutionen zum Teil erst recht spät im Fall-
verlauf an die Beratungsstellen wenden, wenn 
alle eigenen Mittel und Kompetenzen zur Bear-
beitung ausgeschöpft sind. Die Erwartungshal-
tung an die Berater*innen sei dann entsprechend 
hoch, der Handlungsdruck in teilweise schwieri-
gen und komplexen Fallanliegen ebenfalls.

Auch werden die betroffenen Minderjährigen als 
Zugangschance durch die Berater*innen gese-
hen: 

„In den Fällen ohne Kinder geht es nur um einen 
selbst, in den Fällen mit Kindern geht es meis-
tens um die Kinder.“ (ein*e Berater*in über die 
Fälle)

Über das Wohl der Kinder komme ein gemein-
sames Interesse zustande, wodurch in einigen 
Fällen überhaupt erst der Zugang zu Index-El-
tern(teilen) ermöglicht wird. Auch sind die Kinder 
in mehreren geschilderten Fällen ein Faktor zur 
Distanzierung: 

„Kinder bringen das Diesseits näher. Das Para-
dies kann warten.“ (ein*e Berater*in über die Fäl-
le)

Ebenso könne sich das Verantwortungsbewusst-
sein durch eigene Kinder verändern. So ist eine 
Person ggf. bereit, selbst gewisse Lebensstile zu 
opfern. Geht es aber um das eigene Kind, so ist 
diese Bereitschaft unter Umständen geringer. So 
wurde das Beispiel angeführt, wie sich eine aus-
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gereiste Mutter vehement dafür einsetzte, dass ihr 
Sohn beim sogenannten IS nicht kämpfen müsse. 
Auch die folgende Aussage eines Beraters/einer 
Beraterin bekräftigt diese Einschätzung: 

„Wenn ich mir die schlimmsten Fälle anschaue, die 
wir haben, dann ist davon die Mehrheit ohne Kin-
der“. (ein*e Berater*in zur Einschätzung der Fälle)

Eine zusätzliche Herausforderung ergibt sich da-
durch, dass einige der Indexeltern sich unter einer 
Vielzahl möglicher Hinwendungsgründe auch des-
halb an der Ideologie und Szene orientieren, weil 
sie zu Fragen in der Erziehung überfordert 
seien. Einfache Antworten und klare Vorgaben 
durch extremistisch geprägte Ideologien könn-
ten in Einzelfällen gerade deshalb auch anzie-
hend wirken, wenn Eltern sich mit der Erziehung 
der eignen Kinder bspw. überfordert fühlen. Hilfe 
und Unterstützung werde dann seltener von ex-
tern angenommen. Bei vielen besteht ein großes 
Misstrauen gegenüber Institutionen wie dem Ju-
gendamt. Aufgabe und Herausforderung ist für die 
Berater*innen deshalb auch, für die Unterstüt-
zungsangebote dieser Institutionen zu werben 
und Vertrauen zu vermitteln bzw. aufzubauen. 
Umso wichtiger ist auch eine enge Kooperation 
mit den entsprechenden Stellen. Geschlossene 
Weltbilder und eine große Verweildauer in der 
Szene erschweren den Vertrauensaufbau wei-
ter. Das gilt vor allem für Rückkehrer*innen. Hin-
zu kommt, dass ein Zugang zu den betroffenen 
Minderjährigen in der Regel nur über die Eltern 
bzw. die engen Bezugspersonen gelingt und es 
deshalb häufig entscheidend ist, den Kontakt über 
die Eltern(teile) zu suchen. Diese haben meist das 
Sorgerecht inne und entscheiden über die Kontak-
te und Aufenthaltsorte der betroffenen Minderjäh-
rigen. Anders als Jugendlichen kommt kleineren 
Kindern kein äquivalentes Mitbestimmungsrecht 
zu, wodurch der Zugang zu den betroffenen Min-
derjährigen selbst erschwert ist: 

„Der Zugang über die Eltern zum*zur Jugendli-
chen ist einfacher als über das Kind zu den El-
tern.“ (ein*e Berater*in über die Zugänge)

Dies zeigt sich deutlich in Schilderungen, in de-
nen die Eltern(teile) durch Umzug und Schul-
wechsel die Kontakte des Kindes, z.B. zur 
Fachkraft aus dem Kontext KiTa oder Schule, 
abbrachen. 

3.7.2 Netzwerk
Auch wenn ein Großteil der beteiligten Akteur*innen 
bereits aus der klassischen Arbeit bekannt ist, er-
geben sich zum Teil neue Schwerpunkte und auch 
im Einzelnen wichtige Akteur*innen im Kontext der 
Fälle mit Minderjährigen, die in entsprechenden Fa-
milien aufwachsen. Besonders herausfordernd ist 
mitunter das damit einhergehende Coaching des 
gesamten Helfer*innensystems – insbesondere 
auch von neuen Akteur*innen, wie aus dem Be-
reich KiTa, Grundschule oder Jugendamt. Mehr-
fach geäußert wurde auch, dass etliche beteiligte 
Akteur*innen von unterschiedlichen Seiten auf die 
Situation des betroffenen Kindes oder der Jugendli-
chen einwirken, teilweise mit unterschiedlichen und 
widersprüchlichen Vorstellungen. Entscheidend 
sei deshalb, Aufträge und Rollenverteilungen 
offen und transparent zu besprechen, um sich 
nicht gegenseitig in der Arbeit zu behindern und im 
schlimmsten Fall dadurch die Unterstützungsleis-
tung für die betroffenen Familien und Minderjähri-
gen zu unterlaufen. In mehreren der geschilderten 
Fälle wurden die unterschiedlichen Rollen und Auf-
träge der beteiligten Akteur*innen als inkohärent 
oder nicht trennscharf beschrieben, was dann zu 
Schwierigkeiten führte, wenn kein gemeinsamer 
Austausch stattfand.

3.7.3 Neue Rollen und Aufträge  
der Berater*innen

In vielen der Trennungs- und Scheidungsfälle, aber 
auch häufiger in Justiz- oder Rückkehrer*innenfäl-
len, war es für die Berater*innen eine zentrale He-
rausforderung, sich rechtlich in Hinblick auf Straf-
recht und Sorgerecht weiterzubilden. Nicht selten 
wurden innerhalb der Beratung auch juristische 
Beratungsanliegen an die Berater*innen her-
angetragen. Eine niedrigschwellige Expertise in 
diesem Bereich ist entscheidend, um unterschied-
lichen Beratungsanliegen fachkompetent und 
möglichst umfassend begegnen zu können. Ähn-
liche Herausforderungen wurden im Kontext des 
Themas „Kindeswohl und Kindeswohlgefährdung“ 
skizziert – gerade wenn es um die Einschätzung 
von Gefährdungslagen im Kleinkindalter gehe.

Am häufigsten angeführt wurde der Umstand, 
dass Kindeswohl und Kinderschutz stets zum 
(primären) Auftrag wurden. Die betroffenen Min-
derjährigen waren in allen geschilderten Fällen 
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der primäre Anlass zur Beratung, und das Ziel der 
Verbesserung der Situation für die betroffenen 
Minderjährigen war stets ein direkter oder auch in-
direkter Auftrag. Dieses explizite Anliegen war für 
die Berater*innen allerdings größtenteils neu: 

„Das war das erste Mal, dass ich die Kinder mit-
denken musste und mich stets fragen musste: 
Welche Auswirkungen hat das auf die Kinder?“ 
(ein*e Berater*in über den ersten eigenen Fall, in 
dem jüngere Kinder involviert waren)

Eine neue Zielgruppe stellten die betroffenen 
Minderjährigen auch aufgrund des Alters dar: Die 
Arbeit in Fällen oder auch direkt mit Kindern  unter 
14 Jahre stellte für die meisten Berater*innen ein 
Novum dar, wenn diese die Arbeit mit kleineren 
Kindern nicht sogar gänzlich als Auftrag ablehn-
ten bzw. diesen bei anderen Fachkräften verortet 
sahen: 

„Das waren ja Kinder, das hätte ich nicht gemacht. 
Mit einem 13-Jährigen sollten wir nicht arbeiten.“ 
(ein*e Berater*in über den eigenen Auftrag)

In den Fällen, in denen jedoch direkt oder indirekt 
(z.B. über Angehörige oder Fachkräfte) mit den be-
troffenen Minderjährigen gearbeitet wurde, kamen 
neue Arbeitsansätze in Hinblick auf einen jeweils 
altersgerechten Umgang und angepasste Me-
thoden als neue Herausforderungen zustande. 
So wurde in einigen Fällen niedrigschwellig mit 
den Kindern gearbeitet, bspw.  über maltherapeu-
tische Ansätze. Besonders herausfordernd sei die 
Arbeit zum Thema Verluste gewesen. Obwohl die 
Thematik der „abwesenden Väter“ bereits aus der 
„klassischen“ Arbeit vertraut ist, spielten diese im 
Kontext von Trennungen, Scheidungen, Inhaftie-
rungen oder Tod (v.a. im Kontext der Rückkeh-
rer*innen) eine herausragende Rolle. Als beson-
ders schwierig in der Arbeit mit den betroffenen 
Minderjährigen selbst wurde der Umgang mit 
psychischen Auffälligkeiten und Erkrankun-
gen beurteilt. Sofern eine professionelle Perspek-
tive (z.B. psychologisch, therapeutisch) durch die 
Berater*innen nicht angeboten werden konnte, 
war es häufig schwierig, in die entsprechenden 
Netzwerke, wie Psychotherapeut*innen, zu ver-
mitteln. Vorhandene Traumata (bei Eltern und 
Kindern) einzuschätzen oder zu bearbeiten wur-

de ebenfalls als besondere Herausforderung be-
nannt, vor allem bei Rückkehrer*innen, bei denen 
es aufgrund der Kriegs- und Fluchterfahrungen 
verstärkt professioneller Unterstützung bedarf. 

3.7.4 Schutz vor Stigmatisierung

Besonders hervorgehoben wurde von mehreren 
Berater*innen die Aufgabe, die Eltern(teile), aber 
vor allem auch die betroffenen Minderjährigen, 
vor Stigmatisierung zu schützen. Dies sei nicht 
nur deshalb entscheidend, weil Diskriminierungs-, 
Ausgrenzungs- und Missachtungserfahrungen  
Antriebsfaktor für Radikalisierungsprozesse sein 
können. Zusätzlich existiert die Gefahr der selbst-
erfüllenden Prophezeiungen: Wenn man den 
Kindern immer wieder vorhält, wie sie aufgrund 
ihrer Eltern sind, zu sein haben oder sich ent-
wickeln, kann es dazu kommen, dass sie diese 
Rolle verinnerlichen und sich schlussendlich tat-
sächlich radikalisieren. Von besonderer Relevanz 
ist dieser Schutz vor Ausgrenzung im Bereich 
der Institutionen wie KiTa oder Schule. Hier ist 
es besonders wichtig, nicht nur den Bedarfen des 
betroffenen Kindes oder des*der Jugendlichen 
gerecht zu werden, sondern zusätzlich auch mit 
im Blick zu haben, den KiTa- bzw. Schulfrieden 
zu wahren und möglichst keine Unruhe oder gar 
Panik bei den anderen Kindern und Jugendlichen 
und deren Eltern auszulösen. Deshalb müssen 
im institutionellen Kontext bisweilen gleichzeitig 
parallele, teils gegenläufige Aufträge und Be-
darfe bedient werden. Vor allem wenn bekannt 
wird, dass die Eltern oder sogar die Kinder selbst 
beim sogenannten IS waren, kann sich eine dif-
fuse Angst schnell verbreiten. Schwierigkeiten 
verursacht mitunter dann auch die interessierte 
Öffentlichkeit, wenn über die Personen medial 
berichtet wird. Auch dies schürt häufig zusätzlich 
Sorgen und Ängste – nicht nur um die, sondern 
auch vor den betroffenen Minderjährigen und 
deren Eltern. Das Interesse unterschiedlicher 
Akteur*innen am Fall „beteiligt“ zu sein, ist dann 
häufig ähnlich hoch, was zu zusätzlichen Her-
ausforderungen in Abstimmungs- und Koordi-
nierungsprozessen in Bezug auf Rollen- und 
Auftragsklarheit führen kann. Gleichzeitig wurde 
auch betont, dass die Fälle der Rückkehrer*in-
nen diejenigen sind, die zuerst und am promi-
nentesten auffallen. 
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Der Zugang und die Arbeit mit Angehörigen oder 
Betroffenen in und aus Familien, die nicht im Fo-
kus der Öffentlichkeit stehen, wird dadurch oft we-
niger thematisiert und fokussiert. Dabei ist es eine 
besondere Herausforderung, nicht aus dem Blick 
zu verlieren, welche Bedarfe und Schwierigkei-
ten sich in fundamentalistisch oder rigoros-
religiös einzuordnenden Familien für die betrof-
fenen Minderjährigen ergeben. So wurde betont, 
bisher weniger Einblicke und Fallerfahrungen zu 
haben. Hinzu käme, dass die vorhandenen Erfah-
rungen im Kontext dieser Fälle weniger thematisiert 
und reflektiert werden. 

3.8 Prognose

Die Berater*innen schilderten abschließend ihre ei-
genen Einschätzungen hinsichtlich der Phänomen-
prognose, aber auch möglicher künftiger Fallprog-
nosen und (neuer) Herausforderungen innerhalb 
solch spezifischer Fälle.

Fundamentalismus im Fokus

Mehrere Berater*innen hoben hervor, dass sie eine 
Verschiebung des Fokus auf das fundamenta-
listische, jedoch nicht Gewalt anwendende Spek-
trum erwarten. Die primäre Zielgruppe sei künftig 
weniger im militanten oder dschihadistischen Be-
reich zu verorten, wenn es global keine zeitnahen 
Entwicklungen geben wird, die dem Erstarken des 
sogenannten IS ähneln. Es wird zudem der Schluss 
gezogen, dass die Szene derzeit eher der Zeit vor 
dem sogenannten IS ähneln würde. Hinzu kämen 
– so ebenfalls mehrere Berater*innen – neue Bewe-
gungen, die zusätzlich zum Salafismus attraktiv und 
zunehmend relevant werden würden, auch hinsicht-
lich einer fundamentalistisch ausgerichteten Kinder-
erziehung. Genannt werden u.a. Bewegungen wie 
die Muslimbruderschaft, Hizb-ut-Tharir und die Fur-
kan-Bewegung. 

Zunahme der Konflikte im Grundschulkontext

Einhergehend mit fundamentalistisch ausgerichte-
ten Erziehungsmethoden sei eine Zunahme der 
Konflikte bei Kindern im (Grund-)Schulbereich 
zu erwarten. Zusätzlich beobachte man bereits 
jetzt, dass die Szene versuche, eigene Kinderbe-
treuungsangebote aufzubauen. So bestünden be-
reits Eltern-Kind-Gruppen bzw. Frauengruppen mit 
Kinderbetreuung und es könne erwartet werden, 
dass Bestrebungen, eigene KiTas und ggf. Schulen 

zu gründen, zunehmen. Deshalb ist die Bearbeitung 
von Konflikten im Schulbereich ein zentrales Erfor-
dernis, um Kinder in staatlichen Bildungsinstitutio-
nen zu halten und hier zu stärken.

Frauen und Mütter im Fokus

Insbesondere den Frauen und Müttern innerhalb 
der islamistischen und salafistischen Szene komme 
derzeit und künftig eine besondere Rolle und Be-
deutung zu. Diese seien maßgeblich zuständig für 
die Weitergabe der Ideologie an die Kinder. Hinzu 
komme, dass die Arbeit mit Frauen und Müttern ak-
tuell bereits – auch bedingt durch die überwiegend 
weiblichen Rückkehrerinnen – derzeit in den Bera-
tungsstellen überwiege. Genderreflektierte Präven-
tions-, Beratungs- und Ausstiegsarbeit sei deshalb 
entscheidend. Angemerkt wurde in diesem Zuge 
auch, dass sich gerade auch Frauennetzwerke zu-
nehmend professionalisieren würden.

Zunehmender Rechtspopulismus  
als Katalysator

Als Katalysator für weitere extremistische Be-
strebungen in Deutschland diagnostizierten meh-
rere Berater*innen die zunehmende Spaltung der 
deutschen Gesellschaft sowie die Zunahme des 
Rechtspopulismus. Ausgrenzungs-, Diskriminie-
rungs- und Stigmatisierungserfahrungen begünstig- 
ten auch eine Zuwendung zu fundamentalistischen 
oder extremistischen Gruppierungen und Ideo-
logien. Insbesondere auf Hotspots und regionale 
Schwerpunkte und Netzwerke sei ein Augenmerk 
zu richten, da sich viele Entwicklungen innerhalb 
spezifischer Sozialräume ergeben würden – so die 
Einschätzung. 

In Bezug auf die Entwicklung der Kinder sind sich 
die Berater*innen einig, vorsichtig mit etwaigen Pro-
gnosen zu sein: 

„Werden die Kinder nicht genauso werden wie ihre 
Eltern? Das wissen wir nicht. Erstens ist der Phäno-
menbereich so neu, das ist kein Automatismus, der 
da erfolgt, es gibt auch Kinder, die in Widerstand 
gehen.“ (ein*e Berater*in zur Frage nach Progno-
sen)

Zunahme der Fälle mit jüngeren Kindern

In Bezug auf die künftigen Fälle berichtete die Mehr-
heit der Berater*innen, dass Fälle zunehmen wer-
den, in denen jüngere Kinder ein Kernthema in der 
Beratung darstellen. Insbesondere mit einer Zunah-
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me von Fällen im Kontext Sorgerechtsstreitigkeiten 
sei zu rechnen. Zum Teil könne man sich hier auch 
neue Beratungsnehmer*innen wie Anwält*innen als 
Zielgruppe vorstellen. Betont wird eine sowohl qua-
litative als auch quantitative Zunahme der Fälle, 
in denen Minderjährige involviert sind, die in ent-
sprechenden Kontexten aufwachsen. Eine beson-
dere Schwierigkeit ergebe sich jedoch hinsichtlich 
des Zugangs: 

„Wir glauben nicht, dass die bisher wenigen Erfah-
rungen, die wir gemacht haben, repräsentativ sind 
für die Fälle, die es tatsächlich gibt. Wir gehen da-
von aus, dass da noch mehr ist, wo noch kein Zu-
gang besteht.“ (ein*e Berater*in über die eigenen 
Fallerfahrungen)

Eine zentrale Herausforderung sei es, Zugänge zu 
geschlossenen Familiensystemen zu bekom-
men. Durch eine zunehmende Sensibilisierung 
für das Themenfeld im Elementarbereich (vor 
allem KiTa und Grundschule) sei es jedoch vor-
stellbar, dass sich künftig auch mehr Fachkräfte mit 
entsprechenden Fallanliegen an die Beratungsstel-
len wenden würden. Mit einer Zunahme der Fälle 
rechnen die Berater*innen vor allem dann, wenn 
die betroffenen Minderjährigen in die Schule bzw. 
die Pubertät kommen. So sei weitgehend unklar, 
wie sich die Situation entwickelt, man könne jedoch 
im Einzelnen davon ausgehen, mit einer neuen 
Zielgruppe von betroffenen Minderjährigen als 
Aussteiger*innen konfrontiert zu werden – also 
Jugendlichen, die ihre Kindheit in islamistisch oder 
salafistisch geprägten Familienkontexten verbrach-
ten. Dies beruht auch auf der Erfahrung, dass sich 
Beratungsnehmer*innen häufig erst nach längeren 
Leidensgeschichten (z.B. mehrere Jahre) und im 
Zuge eines stark ansteigenden Leidensdrucks mel-
den würden. Dies wäre auch in diesen Fällen ent-
sprechend denkbar, so einige Berater*innen. Die 
Anfragen würden dann um Fälle mit einem wider-
sprüchlichen Auftrag an die Beratungsstellen her-
angetragen: Jugendliche gehen in Opposition zum 
eigenen Elternteil – wie die eigenen Eltern einst 
auch. Eine Loslösung im Teenageralter sei dann 
besonders schwierig, da dies meist mit einem 
Abbruch zur Herkunftsfamilie einhergehe: 

„Wenn das Kind im familiären System eingebun-
den ist, bedeutet das, das Kind muss sich auch 
sagen: ´Hör zu, wie mein Vater oder meine Mutter 

denken, will ich nicht denken, das ist nicht meine 
Welt.́  Hier droht ja, dass es der Familie total den 
Rücken zukehren muss. Das sind alles die Deradi-
kalisierungsfälle, die extrem lange Zeit brauchen. 
Die sind ganz anders zu bearbeiten und es besteht 
jederzeit das Risiko, dass sie abgebrochen werden 
können.“ (ein*e Berater*in über künftige Ausstei-
ger*innen)

Mehrere Berater*innen hoben entsprechend her-
vor, dass betroffene Minderjährige künftig als neue 
Zielgruppe der Beratungsstellen (Beratungsneh-
mer*innen) relevant werden und die Fälle zudem 
in der Intensität der Betreuung und Dauer umfang-
reicher ausfallen können. Einzelne Stimmen mel-
deten jedoch auch: 

„Ich glaube die Situation, dass wir mit den Kindern 
arbeiten, die ideologisch indoktriniert werden, die 
werden wir nicht so stark bekommen. Wenn dann 
erst später, wenn sie erwachsen sind.“ (ein*e Be-
rater*in dazu, wann dieser Umstand auf die Bera-
tungsstellen zukommen könnte)

Weitere Fälle mit Rückkehrer*innen-Kontext 

Zusätzlich betont wurde jedoch, dass im Kontext 
der weiteren Rückkehrer*innen mit Kindern von 
einer zunehmenden Fallzahl auszugehen sei. 
Hier sei es innerhalb der Fallarbeit entscheidend, 
mit vorhandenen Traumata bei Eltern und Kindern 
kompetent umgehen zu können. 

4 Fazit: Bedarfe und  
Wünsche zur Unterstützung 
der Beratungsstellen
In Hinblick auf unterschiedliche (neue) Herausfor-
derungen in den entsprechend gelagerten Fällen 
diagnostizieren die Berater*innen unterschiedliche 
Bedarfe und Wünsche:

 
1. 	 Unterstützung und Weiterbildung der Be-	
	 ratungs- und Ausstiegshilfestellen zum 	
	 Thema „Kinder in islamistisch und salafis-	
	 tisch geprägten Familien“ allgemein sowie 	
	 hinsichtlich rechtlicher Rahmenbedingun-	
	 gen (u.a. zu Themen wie Kinderschutz, 	
	 Sorgerecht, Vormundschaft etc.)
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2. 	 Professionalisierung und Weiterbildung in 	
	 den Beratungs- und Ausstiegshilfestellen in 	
	 der Arbeit mit Kindern unter 14 Jahre

3. 	 Professionalisierung und Weiterbildung in 	
	 psychologischer und psychotherapeutischer 	
	 Expertise, vor allem zu Themen wie Trau-	
	 mata und psychische Erkrankungen

4. 	 Netzwerkaufbau und -erweiterung zur Wei-	
	 tervermittlung von Klient*innen, vor allem 	
	 aber auch Kindern und Jugendlichen, in 	
	 psychotherapeutische Angebote

5. 	 Netzwerkauf- und -ausbau zur Koopera-	
	 tion mit Moscheen und muslimischen Ver-	
	 einen

6. 	 Zugänge zu geschlossenen Familiensyste-	
	 men erschließen, vor allem über Fachkräfte: 	
	 Stärkere Vernetzung und Sensibilisierungs- 
	 arbeit zum Thema im Elementarbereich 
	 (KiTa und Grundschule) sowie stärkere 
	 Netzwerk- und Zusammenarbeit mit Jugend- 
	 ämtern

7. 	 (Öffentlichkeits-)Arbeit gegen Stigmatisierung: 
	 Betroffene Minderheiten dürfen nicht pri- 
	 mär als Sicherheitsrisiko verstanden werden

8. 	 Netzwerkarbeit mit Sicherheitsbehörden,  
 	 u.a. Sensibilisierung der Sicherheitsbehör-	
	 den zum Themenfeld

9. 	 Im Kontext Rückkehrer*innen: Ausbau der 
	 (personellen) Ressourcen, da Fälle sehr zeit- 
	 intensiv und aufwendig zu bearbeiten sind

10. 	 Regelmäßige Austauschmöglichkeiten mit  
	 Kolleg*innen bundesweit zur eigenen 	
	 Reflexion und Weiterentwicklung

Insgesamt artikulieren mehrere Berater*innen den 
Wunsch nach fachlichen Informations- und Wei-
terbildungsmöglichkeiten zum Themenfeld 
„Kinder in islamistisch und salafistisch geprägten 
Familien“ im Allgemeinen für die Beratungsstel-
len. Insbesondere die Arbeit mit Kindern unter 
14 Jahre wird dabei hervorgehoben. Die Schulung 

vom Personal in den Beratungsstellen wird vorge-
schlagen (z.B. zu Ansätzen der Resilienzförderung), 
ebenso wie verstärkte Supervisionsmöglichkeiten 
oder die kollegiale Fallberatung, auch beratungs-
stellenübergreifend. Die fachliche Ausrichtung der 
Berater*innen innerhalb der Beratungsstellen wird 
auch in Bezug auf Traumata und psychische Er-
krankungen von den Berater*innen thematisiert. 
So betonen einige, dass eine entsprechende psy-
chologische Professionalisierung innerhalb der 
Beratungsstellen wünschenswert wäre, ebenso 
wie Weiterbildungsmöglichkeiten zu den oben 
genannten Themenfeldern. Betont wird im Be-
sonderen der Wunsch, sich hinsichtlich rechtlicher 
Rahmenbedingungen weiter professionalisieren zu 
wollen (u.a. zu Themen wie Kinderschutz, SGB VIII, 
Sorgerecht und Vormundschaft etc.). Darüber hin-
aus sei entscheidend, in psychotherapeutische 
Angebote weitervermitteln und auf entsprechen-
de Netzwerke zurückgreifen zu können. Ein Netz-
werk zur Weitervermittlung existiere bisher nicht, sei 
jedoch durchaus wünschenswert. 

Ebenfalls als ausbaufähig betrachten einige der 
Berater*innen den Auf- und Ausbau der Netz-
werkarbeit und des Austauschs mit Moschee-
gemeinden und muslimischen Vereinen. 
Durch eine zunehmend sichtbare öffentliche Is-
lam- und Muslimfeindlichkeit in Deutschland wird 
befürchtet, dass auch muslimische Communities, 
Moscheen und Vereine sich zunehmend zurück-
ziehen. Es sei entscheidend, auch hier eine funk-
tionierende Verbindung aufrechtzuerhalten und 
gemeinsam lösungsorientiert präventiv wie inter-
venierend zu arbeiten.

Als zentrale Herausforderung wird vermehrt der 
Zugang zu Indexeltern(teilen) bzw. Indexfamilien 
und geschlossenen Familiensystemen hervor-
gehoben. Dies gelinge (noch) zu wenig. Als ein 
möglicher Zugangsweg wird der Kontakt über 
Fachkräfte, z.B. im Elementarbereich (KiTa und 
Schule) genannt. Es bedarf hierzu jedoch wei-
terhin Maßnahmen zur Sensibilisierung der 
Fachkräfte und zum Netzwerkauf- und -aus-
bau. Auch Jugendämter melden sich bisher nur 
in Einzelfällen bei den Beratungsstellen, weshalb 
der Wunsch geäußert wird, stärker in Kontakt 
mit den Jugendämtern zu kommen und als An-
sprechpartner*in beim Jugendamt bekannter zu 
sein. Bei bestehenden Kontakten zeige sich, dass 
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innerhalb von Fallkonferenzen oder Hilfeplange-
sprächen Rollenklarheit geschaffen und Zustän-
digkeiten fixiert werden können. Entscheidend 
sei zudem, durch Zugänge zu den Indexeltern 
diese für Maßnahmen zur Stärkung der betrof-
fenen Minderjährigen zu gewinnen und gemein-
sam innerhalb von Prozessen an Lösungen zu 
arbeiten. Das schaffe nicht nur Ansatzpunkte zur 
Distanzierungsarbeit – auch könnten die Kinder 
nur dann umfänglich gestärkt werden, wenn auch 
ein Zugang zu den entsprechenden Eltern gelin-
ge. Wenn kein Zugang möglich ist, ist es wichtig, 
die Kinder durch Gruppenangebote zu stär-
ken, z.B. im Klassenverbund – so ein Vorschlag. 
In Institutionen wie KiTa und Schule selbst wären 
zudem Best Practice-Beispiele hilfreich – z.B. 
dazu, ob und wer informiert wird, wenn Kinder 
von Rückkehrer*innen in die KiTa oder die Schu-
le kommen. In unterschiedlichen Fällen wurden 
Schwierigkeiten geschildert, wenn diese Infor-
mation öffentlich (z.B. durch die Medien) bekannt 
wurde, z.B. bei den anderen Eltern und dann – nicht 
eingeordnet – zu großen Ängsten und Konflikten 
wie z.B. Abmeldungen geführt habe. So sei es 
wichtig, Leitung bzw. Direktion einzuweihen, an-
dere Akteur*innen jedoch vorerst nicht. Anderer- 
seits kann ein offener und transparenter Umgang 
im Vorfeld ebenfalls positive Auswirkungen haben 
und einem etwaigen Bekanntwerden und damit 
einhergehenden Stigmatisierungen der Kinder 
vorbeugen. Eben diese Fragen und Erfahrungen 
zum Umgang mit solchen Herausforderungen 
würden die Berater*innen künftig auch im Fach-
austausch besprechen und reflektieren. 

Insgesamt wird von der deutlichen Mehrheit der 
Berater*innen hervorgehoben, dass die präventi-
ve und intervenierende Arbeit gegen die Stig-
matisierung der betroffenen Minderjährigen 
entscheidend sei. Häufig finde der öffentliche 
Diskurs über die betroffenen Kinder aus einer 
dominierenden Sicherheitsperspektive statt: 
Werden diese Kinder wiederum radikal bzw. wie 
werden diese Kinder nicht radikal? Ein solcher 
Fokus wirkt dabei nicht nur stigmatisierend und 
vorverurteilend, sondern wird den entscheiden-
den Fragen innerhalb der Arbeit nicht gerecht: 

„Kinder sind nicht per se gefährlich. Diese Kinder 
müssen aufgefangen werden mit allen ihren Be-
dürfnissen, das muss sehr dicht beobachtet wer-

den. Wenn das nicht geschehe, besteht die Ge-
fahr, dass die Kinder von der Szene aufgefangen 
werden.“ (ein*e Berater*in zu diesem Thema)

Es ist auch die Aufgabe der Beratungs- oder pro-
fessionalisierten Fachstellen, die Kinder zu ent-
kriminalisieren und ihnen bedürfnisorientiert zu 
begegnen. Durch eine*n Berater*in wird zudem 
der Fokus eröffnet, dass es entscheidend sei, 
sich generell anzuschauen, welche Erziehungs-
methoden und Sozialisationsbedingungen über-
haupt radikale Einstellungen begünstigen würden 
– abseits von ausschließlich als radikal zu veror-
tenden Erziehungsstilen.

Im Einzelfall wird auch der Wunsch geäußert, 
dass ein stärkeres Werben der Sicherheitsbe-
hörden für die Beratungsangebote stattfinde. 
Ebenso betont wird, dass es sinnvoll sei, eine ge-
meinsame Sprache mit den Sicherheitsbehörden 
zu finden und diese für die Perspektive der Be-
ratungsstellen zu sensibilisieren, u.a. zum Thema 
Kindeswohlgefährdung. 

Insgesamt wird außerdem artikuliert, dass man 
derzeit innerhalb des Themenfelds die Chance 
habe, sich gut auf weitere entsprechende Fallkon-
stellationen vorzubereiten. Häufig habe man die 
Erfahrung gemacht, dass die Strukturen der Be-
ratungsstellen als Reaktionen auf akute Umstän-
de und Bedarfe entstanden seien. Derzeit habe 
man den Vorteil, auf vorhandene Kompetenzen 
innerhalb der Beratungsstellen zurückzugreifen 
und auf diese aufzubauen, bevor die Fallanliegen 
plötzlich expandieren. Eine frühe Professiona-
lisierung sei deshalb entscheidend. Hilfreich ist 
hierfür ein bundesweites Netzwerk, in dem Er-
fahrungen ausgetauscht und reflektiert, Informa-
tionen, Weiterbildungs-, Informations- und Super-
visionsmöglichkeiten zum Themenfeld angeboten 
und umgesetzt werden können. Genannt werden 
hier u.a. Informationsmaterialien (u.a. zu aktuel-
len Entwicklungen der Szene), Fachtage, Netz-
werktreffen, aber auch Neues aus Wissenschaft 
und Forschung (z.B. über einen E-Mail-Verteiler). 
Generell brauche es mehr Forschung und prak-
tische Schulung- bzw. Weiterbildungsange-
bote innerhalb des Themenfeldes. 
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